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Einleitung 

Nach dem zweiten Weltkrieg waren die liberalen Demokratien Westeuropas in 
sozialer und politischer Hinsicht für einige Jahrzehnte sehr stabil. Doch ab den 
1970er Jahren entwickelte sich eine steigende Politikverdrossenheit, anwachsen-
des Misstrauen gegenüber den politischen Institutionen und eine wachsende Ent-
fremdung von WählerInnen und Politik. Zudem gab es vielseitige gesellschaftliche 
Veränderungen (Ende des Ostblocks, deutliche Erweiterung der EU, Immigration, 
Globalisierung der Wirtschaft und Neoliberalismus, das Ende der Vollbeschäfti-
gung, erkennbare Umweltschäden und –katastrophen, politische Skandale  usw.). 
Für Unzufriedenheiten wurde ein Nährboden und – durch die etablierten Parteien 
- eine Lücke geschaffen, die Raum für neue Bewegungen und Parteien bot. Eine 
Antwort - häufig links der Mitte - war etwa die grüne Parteienfamilie. Auch 
rechts der Mitte begannen sich neue Parteien zu formieren, die als „neue Rechte“, 
„rechtsextremistisch“, „rechtspopulistisch“, oder aber auch „extreme Rechte“ in 
die wissenschaftliche Literatur eingingen und zahlreiche Untersuchungen zu de-
ren Ideologie, Strategien und Wählerschaft hervorriefen. Diese Parteien bilden 
seit nunmehr etwa 30 Jahren einen festen Bestandteil der westlichen Parteiensys-
teme und zunehmend auch in den ehemals kommunistischen Staaten. In vielen 
Ländern konnten sie sich dauerhaft etablieren. Auch Österreich kann in diesem 
Zusammenhang genannt werden. Mit der raschen Entwicklung von einer Rand-
partei zur zweitstärksten Kraft Ende der 1990er Jahre, die Regierungsverantwor-
tung übernahm, entwickelte sich die FPÖ zur erfolgreichsten Partei der extremen 
Rechten in der EU1. Die Stagnationsphase, die auf innerparteiliche Auseinander-
setzungen und eine eher begrenzte Leistung der Partei in der Regierung zurück-
zuführen ist2, führte jedoch nicht zu einer dauerhaften Entzauberung, sondern 
zu einem Wiedererstarken der Partei.  Das  zentrale Thema der vorliegenden Stu-
die sind deshalb die unterschiedlichen Konjunkturen des Rechtspopulismus. Ös-
terreich scheint für eine Analyse solcher Konjunkturen besonders geeignet, da 
die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) oftmals als Idealtypus einer rechtspopu-
listischen Partei gesehen wird und auf eine lange Entwicklung zurückblickt. Dies 
ist insofern relevant, als die vorliegende Arbeit zeigen soll, welche Faktoren er-
heblich für Aufstieg wie auch den Fall rechtspopulistischer Parteien sind.  

In Kapitel 1 erfolgt eine kurze Begriffsbestimmung des Rechtspopulismus. An-
schließend wird sich die Arbeit mit dem europäischen Kontext auseinanderset-
zen.3 Dabei soll das Aufkommen rechtspopulistischer Parteien in Westeuropa 
nachgezeichnet und danach gefragt werden, ob Österreich einen Sonderfall in-
nerhalb dieser Parteienfamilie darstellt (Kapitel 2). In Kapitel 3 soll die konjunk-
turelle Entwicklung des österreichischen Rechtspopulismus erklärt werden. Die 

																																																													
1 vgl. Jesse/Thieme (2011b). 
2 vgl. etwa Heinisch (2004). 
3 Dabei wird der Fokus auf Westeuropa liegen, da der Rechtspopulismus in Osteuropa als Sonderfall 
gilt und sich andersartig gestaltet. 
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Analyse soll nicht lediglich die Entwicklung der Partei und deren Erfolge und Nie-
derlagen beschreiben. Sie soll auch keine listenhafte Abarbeitung unterschiedli-
cher Faktoren und deren Ausprägung vornehmen, sondern analytischer vorge-
hen. Da in den vergangenen Jahren zunehmend jene Publikationen kritisiert wur-
den, welche den Erfolg rechtspopulistischer Parteien lediglich durch Umbrüche 
auf der Nachfrageseite erklären, wurde im vergangenen Jahrzehnt eine Lücke 
gefüllt und auch die Angebotsseite rechtspopulistischer Parteien, also Ideologie, 
Leadership und Organisation rechtspopulistischer Parteien beleuchtet. Auch die 
vorliegende Arbeit soll das komplexe Wechselspiel zwischen den Faktoren auf 
der Nachfrageseite und jenen auf der Angebotsseite am Beispiel Österreich un-
tersuchen. Auf diese Weise können Ursprung und Anfänge (Phase I), Aufstieg und 
Erfolg (Phase II), die Regierungsbeteiligung, Abstieg und Stagnation (Phase III) 
und das Wiedererstarken der FPÖ  in der Opposition (Phase IV) nachgezeichnet 
werden. In einem abschließenden Kapitel soll auf den sogenannten „contagion 
effect“ (Ansteckungseffekt) eingegangen werden (Kapitel 4). Dabei wird danach 
gefragt, ob und wie sich etablierte Parteien von Ideologie und Programm rechts-
populistischer Parteien anstecken lassen.  
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1.  Rechtspopulismus: eine kurze Begriffsbestimmung 

Es gab nicht nur in Hinblick auf den plötzlichen Erfolg des Phänomens des 
„Rechtspopulismus“, das in Westeuropa seit den 1970er Jahren einen Auf-
schwung erlebte, diverse Unklarheiten, sondern auch was die Definitionen be-
trifft. Cas Mudde betont etwa, dass es in der dritten Welle der Forschung über die 
radikale Rechte sehr unterschiedliche Ansätze gibt, die mindestens 58 unter-
schiedliche Kategorien umfassen4. Dabei konkurrieren unterschiedliche Definiti-
onen (wie etwa der „neue Rechtspopulismus“5, die „radikale Rechte“6, die „popu-
listische radikale Rechte“7,  die „extreme Rechte“8 oder auch der „harte“ oder 
„weiche Rechtsextremismus.“9) Hier wird die Ansicht vertreten, dass der kleinste 
gemeinsame Nenner des Rechtspopulismus die „schmale Ideologie“10 des Popu-
lismus ist. Populismus als „schmale Ideologie“ meint, dass der Populismus erst 
ideologische Bedeutung erlangt, wenn er von bestimmten Bewegungen oder Par-
teien aufgegriffen wird und durch andere ideologische Elemente ergänzt wird.11 
„Rechts“ beschreibt das ideologische Richtungsmerkmal, das heißt Populismus 
wird mit einer Ideologie der „Rechten“ ergänzt. Diese ist wandelbar und zeichnet 
sich sowohl durch die vertikale Abgrenzung, als auch horizontale Abgrenzungs-
muster12 eines „exklusiven Nativismus“, wie er hier genannt wird, aus.13 Heinisch 
etwa meint, dass „links- und rechtspopulistische Parteien in erster Linie populis-
tisch, also opportunistisch“ sind, und „sich allein an der Wählerstimmung und 
weniger an Programmen und ideologischen Positionen“14 orientieren. Hier wird 
aber die Ansicht vertreten, dass den rechtspopulistischen Parteien eine „rechte“ 
Ideologie zugrunde liegt, die sehr wandelbar und anpassungsfähig ist. „Nativis-
mus“ ist im Sinne von Cas Muddes Definition eine Ideologie, bei der der Staat nur 
aus der vermeintlich einheimischen Bevölkerung bewohnt werden soll und die 
den Staat vor allem Fremden, also „nicht-heimischen“ Personen oder Ideen ver-
teidigen möchte und letztere als Bedrohung für die ansonsten homogene ein-
heimische Bevölkerung ansieht.15 Es wird hier also davon ausgegangen, dass 
dieser exklusive Nativismus allen rechtspopulistischen Parteien gemein ist. 
Dadurch ergeben sich unterschiedliche Abgrenzungsmuster, etwa gegen das 
Establishment, die kulturelle Elite, aber auch gesellschaftliche Randgruppen, 
																																																													
4 vgl. Mudde (1996), 229. 
5 Decker (2006). 
6 Minkenberg (2000). 
7 Mudde (2010); Zaslove (2009). 
8 Hainsworth (2008). 
9 Jesse/Thieme (2011a); (2011b). 	
10 Kriesi (2014), 362. 
11 vgl. Mény/Surel (2002), 6. 
12 vgl. Decker/Lewandowsky (2009), 1. 
13 Betz greift den Terminus eines exklusiven, also einen sich auf das eigene Volk beziehenden Pro-
tektionismus auf, welcher dem hier verwendeten Konzept des „exklusiven Nativismus“ sehr nahe 
kommt (vgl. 2002b, 257). 
14 Heinisch (2012), 366. 
15 vgl. Mudde (2007), 19. 

Nationalisti-
scher Mythos 
ist allen 
rechtspopulis-
tischen Partei-
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Migranten und auch die Europäische Union.16 Minkenberg nennt das den „natio-
nalistischen Mythos“, der seiner Meinung nach der Kern der Ideologie der Partei-
en des rechten Flügels ist.17  

Dennoch bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Parteien. Das 
erklärt, wieso manche der Parteien als Anti-Immigrations-Parteien, andere als 
Law-and-Order Parteien oder Protestparteien bezeichnet werden.18 Die Unter-
schiede scheinen aber seit den 1980er Jahren weniger geworden zu sein. Doch 
auch wenn sich rechtspopulistische Parteien voneinander unterscheiden, so ha-
ben sie doch einiges (über den kleinsten gemeinsamen Nenner des Nativismus 
hinaus), gemeinsam. 

Die konsequente Ablehnung des Establishments ist eine zentrale Positionierung 
rechtspopulistischer Parteien. Dabei grenzen sie sich vom politischen Establish-
ment und den anderen Parteien, die als korrupt dargestellt werden ab.19 Aber 
auch andere Eliten, die als Bedrohung für das „Volk“ gesehen werden, wie etwa 
kulturelle und wirtschaftliche Eliten oder etwa die Medien werden angeprangert. 
Letztere werden oft als Gehilfen der etablierten Parteien dargestellt, als “Lügen-
presse”. Die Elite dient als Sündenbock. Sie wird der Korruption, der Machtbeses-
senheit, der Abgehobenheit und der fehlenden Nähe zum Volk bezichtigt. Und 
auf diese Weise wird sie beschuldigt, an hoher Arbeitslosigkeit, Wohnungsman-
gel, Immigration, allgemein an der Misere des kleinen Mannes Schuld zu tragen. 
Diese Konstruktion des „wir“ (also dem Volk, der rechtspopulistischen Partei und 
der charismatischen Führungspersönlichkeit; die „in-group“) gegen die „anderen“ 
(„out-group“), in diesem Fall das Establishment, ist imaginär. Sie ist also erfun-
den und konstruiert, ebenso wie die Nation. Sie bildet aber heute vor allem ange-
sichts rascher gesellschaftlicher Veränderungen Halt.  

Die Ablehnung von Zuwanderung und Immigration ist heute wohl das wichtigste 
Thema, das rechtspopulistische Parteien besetzen. Allen nennt Immigration so-
gar das „Flaggschiff-Thema“ für rechte Parteien in Europa.20 Und auch Decker 
meint, dass sich die Handschrift der Rechtspopulisten in der Migrationsfrage 
besonders deutlich zeigt.21 Vor allem hier wird die Identitätspolitik, welcher sich 
viele dieser Parteien seit den 1980er Jahren verschrieben haben, offensichtlich. 

																																																													
16 Dies ist insofern auch wichtig, als dass es mehr und mehr Protestparteien gibt, bei welchen eine 
klare Einordnung oftmals nicht möglich ist. Durch die Annahme, dass der exklusive Nativismus der 
kleinste gemeinsame Nenner rechtspopulistischer Parteien ist, kann man etwa jene Parteien, welche 
zwar ebenso eine vertikale Dichotomie zwischen Volk und Elite anstreben, diese aber nicht auf den 
Nativismus gründen und somit „nur“ gegen das Establishment wettern, besser einordnen und auch 
der Rechtspopulismus läuft nicht Gefahr verallgemeinert zu werden.  
17 vgl. Minkenberg (2000), 175. 
18 Diese Definitionen scheinen zwar sinnvoll wenn die Thematik eingegrenzt und ein bestimmter 
Aspekt herausgearbeitet wird, für eine gehaltvolle Beschreibung des Rechtspopulismus wie er hier 
erfolgen soll, werden sie aber hier nicht als ausreichend erachtet. 
19 vgl. Bornschier (2010), 35. 
20 Allen (2015), 9. 
21 vgl. Decker (2006), 20. 
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Der Identitätspopulismus dieser Parteien tritt vor allem „[i]n Zeiten globaler Um-
brüche […] in den Vordergrund“ und ist „zudem geeignet […], größere, über 
gruppenspezifischen oder monothematischen Protest hinausgehende Bedro-
hungsängste aufzugreifen.“22 Auch Heinisch23 und Betz24 vertreten die Ansicht, 
dass sich der gegenwärtige Populismus durch einen kulturellen Schwerpunkt 
auszeichnet und somit vielfach als Identitätspopulismus bezeichnet werden 
kann. Im Vordergrund steht also die Identität – man gehört entweder dazu, oder 
man ist fremd und somit nicht willkommen. Immigrationsfragen sind heute das 
zentrale Thema rechtspopulistischer Parteien und können folglich auch als 
„Sprungbrett“25 dieser Parteien verstanden werden.  

Rechtspopulistische Parteien weisen auf den drohenden Verlust der nationalen 
Kultur und Identität durch Immigration hin und wiederholen gebetsmühlenartig, 
dass Zuwanderung gestoppt werden muss, um den Verlust der nationalen Identi-
tät zu verhindern.26 Vor allem im letzten Jahrzehnt hat sich ein konkretes Feind-
bild herausgebildet, nämlich der Islam. Vom Islam geht - wie von rechtspopulis-
tischen Parteien immer wieder propagiert - eine eminente Bedrohung aus. 
Rechtspopulistische Parteien sehen die abendländische Kultur von einer Islami-
sierung im Sinne eines radikalen Fundamentalismus bedroht. „Nicht vom Is-
lamismus ist die Rede, sondern von einem radikalen Islam. Und Fundamentalis-
mus wird reduziert auf den Islam.“27 Aber auch Immigranten aus anderen Län-
dern werden stigmatisiert und als Bedrohung angesehen. Durch die Betonung 
kultureller Differenzen soll der Eindruck erweckt werden, dass ein multikulturel-
les Zusammenleben zu einem Interessenkonflikt und sozialen Missständen führt. 
Man spricht in diesem Zusammenhang auch vom Ethnopluralismus. Dieser geht 
„nicht von ethnischer oder rassischer Überlegenheit aus, sondern kämpft nur 
gegen die Gefahr eines Verlustes der Gruppe im Zeitalter von Nivellierung und 
Globalisierung.“28 

Auch Wohlfahrtschauvinismus und Sozialpopulismus29 sind Teil der vertikalen 
Abgrenzung gegenüber Migranten. Dabei wird betont, dass das „Boot voll ist“ 
und dass Ausländer vorwiegend Sozialschmarotzer sind, die das soziale Siche-
rungssystem ausnutzen und somit für die hohen Sozialstaatsausgaben verant-
wortlich sind. Immigranten gehören nach rechtspopulistischer Ideologie nicht 
zum „fleißigen Volk“. Auch die familienpolitischen Forderungen und Anliegen 
rechtspopulistischer Parteien spiegeln diesen Sozialpopulismus wider. Zudem 

																																																													
22 Priester (2012), 23. 
23 Heinisch (2004). 
24 Betz (2002b). 
25 Lochocki (2012). 
26 vgl. Dunn (2015), 370. 
27 Gärtner (2009), 135. 
28 von Beyme (2010), 178. 
29 Diese beiden Phänomene dürfen nicht mit der liberalen Wirtschaftshaltung gleichgestellt werden, 
welche etwa die FPÖ vor ihrem genuin rechtspopulistischen Kurs verfolgte.  

Feindbild  
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wird Immigration mit Kriminalität gleichgesetzt und nach einer härteren Law-
and-Order Politik gerufen.  

Des Weiteren vertreten die meisten rechtspopulistischen Parteien eine ablehnen-
de Haltung gegenüber dem europäischen Integrationsprozess. Hainsworth meint, 
dass die Parteien der extremen Rechten die Europäische Integration als ein büro-
kratisches Phänomen der Eliten ansieht, das dazu dient, Werte, wie den National-
staat und die nationale Identität, als auch die staatliche Souveränität zu unter-
graben.30 Die EU wird als Sündenbock für die Probleme des Volkes herangezo-
gen, was aktuell am Beispiel der Flüchtlingsherausforderung und der Finanz- und 
Wirtschaftskrise deutlich wird. Auch Hartleb meint, Rechtspopulisten „propagie-
ren einen massiven Einschnitt in nationale Souveränität und Identität durch Brüs-
seler Institutionen, denen es offensichtlich an Bürgernähe und demokratischer 
Qualität fehle. Missstände im derzeitigen Institutionengefüge bieten den idealen 
Anknüpfungspunkt.“31  

Neben der Europäischen Integration verteufeln rechtspopulistische Parteien auch 
die Globalisierung. Vor allem bei den sogenannten Modernisierungsverlierern, 
die mit den raschen ökonomischen, kulturellen und sozialen Veränderungen 
nicht Schritt halten konnten, ist diese Positionierung zentral. So meint auch 
Mudde, dass rechtspopulistische Parteien “in den meisten europäischen Ländern 
[…] beim Kampf gegen den Globalisierung ganz vorne dabei sind, da sie glauben, 
dass die Globalisierung zu einer Homogenisierung aller weltlichen Kulturen 
führt.“32 Die genannten Positionierungen werden hier als die zentralen Themen 
rechtspopulistischer Parteien erachtet. Sie werden von Aichholzer et al. auch als 
neue politische Konfliktlinien aufgefasst, die von der FPÖ aufgegriffen und be-
spielt werden.33  

In manchen Publikationen wird auch die Wirtschaft als zentrales Thema genannt, 
welchem sich rechtspopulistische Parteien zuwenden. In der Tat sind in den 
1980er Jahren rechtspopulistische Parteien zu beobachten, welche sich für die 
freie Marktwirtschaft aussprachen und neoliberale Wirtschaftspositionen einnah-
men, wie etwa die FPÖ. Diese Positionen sind aber eindeutig in den Hintergrund 
gerückt. Deshalb wird hier die Annahme vertreten, dass rechtspopulistische Par-
teien sich nur dann auf Wirtschaftspolitik beziehen, wenn sie damit eines ihrer 
Ausgrenzungsmuster betonen können. Das lässt sich etwa am Wohlfahrtschauvi-
nismus ablesen, oder an der Verteufelung der Wirtschafts- und Währungspolitik 
der Europäischen Union. Mudde nennt das eine nativistische Wirtschaftspolitik, 
den die “Wirtschaft sollte allein dem Nationalstaat dienen.“34  

																																																													
30 vgl. Hainsworth (2008), 82. 
31 Hartleb (2005), 21. 
32 Mudde (2007), 191. 
33 Aichholzer et al. (2014), 120. 
34 Mudde (2007), 125. 
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Wichtig ist es auch zu erklären, in welcher Beziehung Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus zueinander stehen. Im Gegensatz zu früheren wissenschaft-
lichen Publikationen wird heute angenommen, dass die Grenzen zwischen 
Rechtspopulismus und –extremismus nicht klar sind, weil es nicht möglich ist, 
Überschneidungen und Verknüpfungen zu leugnen. Eine solche Abgrenzung 
würde konzeptuelle Schwächen mit sich bringen. „Insbesondere in der länderver-
gleichenden Forschung setzt sich langsam eine pragmatische Sichtweise durch, 
die beide Kategorien nicht mehr als einander ausschließend begreift, sondern 
auch potentielle Schnittmengen identifiziert.“35 Rechtspopulistische Parteien wei-
sen also unterschiedliche Grade von Extremismus auf. Rechtspopulismus ist zwar 
per se nicht antidemokratisch und verfassungsfeindlich ausgerichtet, doch kann 
er „mit dem Grad seiner Radikalität als Anti-System-Populismus durchaus in 
(Rechts-) Extremismus übergehen“, wobei das wesentliche Moment der Grad der 
„exklusorischen Abgrenzung nach ‚außen‘“36 zu sein scheint. 

		

																																																													
35 Geden (2007), 7. 
36 Rensmann (2006), 70. 
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2.  Der europäische Kontext: Normalisierung des 
Rechtspopulismus in Europa 

2.1. Rechtspopulistische Parteien in Westeuropa: eine patholo-
gische Normalität ? 

Ein Blick auf ganz Westeuropa soll helfen herauszufinden, ob Österreich einen 
Fall sui generis darstellt.37 Rechtspopulistische Parteien konnten seit den 1970er 
Jahren neben der grünen Parteienfamilie einen festen Platz im westeuropäischen 
Parteiensystem einnehmen. Sie erzielten immer mehr WählerInnenstimmen und 
waren auch immer öfter in den nationalen Parlamenten vertreten. Sie waren in 
manchen Ländern auch in nationalen Regierungen vertreten und wurden ver-
mehrt als Verhandlungspartner akzeptiert. Und dieser Trend zeigt, wie Mudde 
meint, ganz klar nach oben38.   

Nicht nur in Belgien, Frankreich, Italien und Österreich ist der Rechtspopulismus 
heute ein fester Bestandteil des Parteienspektrums. Auch in den skandinavischen 
Ländern Dänemark, Norwegen, Schweden und Finnland sind rechtspopulistische 
Parteien heute Teil der politischen Normalität. Sie haben sich als politische Kräfte 
etabliert, „prägen den politischen Kurs ihrer Länder immer stärker.“39 Rechtspo-
pulistische Parteien sind also die bislang erfolgreichste neue Parteienfamilie, die 
im Nachkriegseuropa aufgekommen ist.40 Die westeuropäischen Parteiensysteme 
entsprachen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts weitgehend dem Muster 
der Zwischenkriegszeit. Die beiden Politologen Lipset und Rokkan umschrieben 
das mit dem Terminus des „eingefrorenen Parteiensystems“ („freezing hypothe-
sis“)41. Ab den 1970er Jahren können erhebliche Veränderungen beobachtet wer-
den, die in manchen Ländern früher, in manchen Ländern später einsetzten. Die-
se neuen Parteien sind aufgrund unterschiedlicher Rahmenbedingungen entstan-
den. Doch die Tatsache, dass heute in fast allen westeuropäischen Ländern 
rechtspopulistische Parteien vertreten sind, legt nahe, dass die „europäischen 
Parteiensysteme ähnlichen Entwicklungstendenzen unterliegen.“42 Hier wird die 
These vertreten, dass der Rechtspopulismus heute keine Randerscheinung mehr 
darstellt oder im Untergang begriffen ist, wie es von manchen prognostiziert 
wurde43. Er hat sich vielmehr „von den Rändern hin zum Mainstream des politi-
schen Lebens“44 entwickelt und ist Teil der „politischen Normalität“45 geworden. 

																																																													
37 Für Osteuropa wird hier kein eigener Raum geschaffen, da die rechtspopulistischen Bewegungen 
und Parteien dort ein eigenständiges Phänomen darstellen. (vgl. Bauer 2014, 29) 
38 vgl. Mudde (2013), 4. 
39 https://nzz.at/s/VLWjM-k3CG/. 
40 Mudde (2014), 217. 
41 vgl. Lipset/Rokkan (1967), 50. 
42 Geden (2007), 15. 
43 vgl. Taggart (2004), 270. 
44 Hainsworth (2008), 25. 
45 Minkenberg (2000), 170. 

Erfolgreichste 
neue Parteien-
familie seit 
1945 



	
	
	
	
	

11	
	

Cas Mudde spricht sogar von einer „pathologischen Normalität“ des Rechtspopu-
lismus.46 Minkenberg verortet die Erneuerung der radikalen Rechten in den 
1970er Jahren. Dabei meint er, dass jene Parteien, die in den 1960er Jahren an 
die faschistische Vergangenheit anknüpften, in den 1970er Jahren ihre WählerIn-
nen verloren und sich anstelle dieser Bewegungen neue Parteien entwickelten, 
oder sich Parteien neu orientierten, die diese Lücke füllten und sich als erfolgrei-
cher herausstellten, als es bei den rassistischen bzw. faschistischen Parteien der 
Fall gewesen war.47  

Während die liberale Demokratie in Westeuropa also für einige Jahrzehnte eine 
hohe soziale und politische Stabilität erreicht hatte, begünstigten verschiedenste 
gesellschaftliche, politische und ökonomische Veränderungen ab den 1970er 
Jahren einen Umbruch der westeuropäischen Parteiensysteme. Vor allem in den 
1980er Jahren konnte sich die rechtspopulistische Parteienfamilie in den natio-
nalen Parteiensystemen in Europa festsetzen.48 In manchen Ländern sind rechts-
populistische Parteien sehr früh entstanden, wie etwa in Dänemark. Dort wurde 
die Vorläuferin der Dansk Folkeparti (DF), Mogens Glistrups Fremdkridtspartiet 
(FRPd), als Konsequenz auf sozialstrukturelle Veränderungen und neue politische 
Konflikte gegründet. Sie entwickelt sich aber erst in den 1980er Jahren zu einer 
genuin rechtspopulistischen Partei. Ihre Hauptanliegen waren die Einwande-
rungs- und Asylpolitik, die Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates und eine Law-
and-Order Politik.49 Der norwegischen Fremskrittpartiet (FrP) diente das dänische 
Pendant als Vorbild. Sie konnte Ende der 1980er Jahre mit einer vorwiegend ein-
wanderungskritischen, ausländerfeindlichen Kampagne mobilisieren. Die Sveri-
gedemokraterna (SD) gingen 1988 aus der Schwedischen Partei hervor und sind 
„eine kulturalistische Partei, deren Programm auf Ethno-Nationalismus und 
Fremdenfeindlichkeit gründet.“50 In Finnland ging die Perussuomalaiset, die Par-
tei der „Finnen“51 (PS) 1995 aus der Zentrumspartei hervor und präsentierte sich 
als Anti-Establishment-Partei. Auch sie kann heute nach der vorliegenden Defi-
nition als rechtspopulistische Partei bezeichnet werden kann. Die rechtspopulis-
tischen Parteien in Finnland und Schweden konnten erst in den vergangenen Jah-
ren mehr und mehr WählerInnen erreichen. „Inzwischen sind alle vier Parteien 
[Dänische Volkspartei, Fortschrittspartei, Schwedendemokraten und Die Finnen] 
zu signifikanten Kräften geworden und genießen eine Wählerunterstützung um 
die 20 Prozent.“52  

In manchen westeuropäischen Ländern existierten jene Parteien, die in den 
1980er Jahren rechtspopulistische Themen aufgriffen, schon zuvor (wie auch die 

																																																													
46 vgl. Mudde (2010). 
47 vgl. Minkenberg (2000), 177. 
48 vgl. Mudde (2014), 217. 
49 Frölich-Steffen (2006), 89. 
50 Rydgren (2006), 184. 
51 Bis 2012 „Wahre Finnen“ 
52 https://nzz.at/s/VLWjM-k3CG/. 
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FPÖ in Österreich). Sie befanden sich damals aber noch in einer Phase der Margi-
nalisierung und wandelten sich erst später in genuin rechtspopulistische Parteien 
um. In den Niederlanden waren rechtspopulistische Parteien lange eine Rander-
scheinung und konnten erst in den 2000ern Erfolge erzielen. Ein Beispiel dafür 
ist die Lijst Pim Fortuyn (LPF), die Anfang der 2000er Jahre vorwiegend mit Kritik 
an den korporatistischen Strukturen, der Forderung nach einer restriktiveren 
Einwanderungspolitik und islamophoben Tönen 17 Prozent erringen konnte. 
Auch die Nachfolgepartei der LPF, Geert Wilders Partij Voor de Vrijheid (PVV) 
konnte bei den Parlamentswahlen von 2010 15,45 Prozent gewinnen und wurde 
drittstärkste Kraft.53 In der Schweiz ist der elektorale Durchbruch des Rechtspo-
pulismus erst in den 1990er Jahren erfolgt, obwohl die Schweizerische Volkspar-
tei (SVP) bereits seit Jahrzehnten Teil der Bundesregierung war. Der Aufstieg der 
Front National (FN) begann in den 1980er Jahren mit nationalistischen und frem-
denfeindlichen Tönen. Die FN bildet heute ebenso eine starke politische Kraft in 
Frankreich. „Das Parteiprogramm ist nationalistisch, autoritär, ethnozentristisch, 
systemfeindlich und latent bis offen antisemitisch“, meint Bauer.54 In Belgien war 
es ebenfalls Mitte der 1980er Jahre, als die rechtspopulistische Parteien Vlaams 
Belang (VB)55 und Front National Belgien56 Wahlsiege verzeichnen konnten.  

Die Gründe für das Aufkommen dieser rechtspopulistischen Parteien, die sich 
heute europaweit etabliert zu haben scheinen, sind vielfältig. Doch “[e]inseitige 
Erklärungsversuche […], reichen nicht aus, um die Komplexität dieses Phäno-
mens zu verstehen.“57 In der wissenschaftlichen Literatur wird in Hinblick auf den 
Entstehungskontext rechtspopulistischer Parteien einerseits auf die zahlreichen 
sozio-ökonomischen, politischen und kulturellen Veränderungen verwiesen, die 
das Aufkommen neuer Parteien begünstigten. Auf der anderen Seite entstand 
aber auch eine neue WählerInnenschaft, die sich mit den etablierten Parteien 
nicht mehr identifizieren konnte und sich an den neuen Themen der rechtspopu-
listischen Parteien orientierten.  

Fest steht, dass der Rechtspopulismus „zu einem festen Bestandteil der europäi-
schen Politik geworden”58 ist. Vor allem die vergangenen Jahrzehnte haben ge-
zeigt, dass diese Parteien zwar kurzfristig entzaubert werden können, sich aber 
vielerorts schnell rekonstituieren. Auffällig sind in allen genannten Ländern die 
Zyklen des Rechtspopulismus, also die Entwicklung rechtspopulistischer Parteien 
zwischen Aufstieg und Niederlage. So meint auch Geden, dass es in den vergan-
genen Jahren zu einer „Renaissance des Rechtspopulismus“ kam, nachdem im 
Jahr 2005 von diesen Parteien in Europa kaum noch eine Gefahr auszugehen 

																																																													
53 Sie musste aber bei den vorgezogenen Parlamentswahlen von 2012 einen Stimmenverlust hinneh-
men und erreichte nur mehr 10,1 %. 
54 Bauer (2014), 75. 
55 Dieser wurde erst 2004 in Vlaams Belang umbenannt. 
56 Sie wurde 2012 aufgelöst. 
57 Hainsworth (2008), 129. 
58 http://derstandard.at/2000017739560/Rechtspopulisten-in-Daenemark-Ein-fester-Teil-Europas. 

Renaissance 
des Rechtspo-
pulismus 



	
	
	
	
	

13	
	

schien.59 Gerade deshalb erscheint es interessant, einen spezifischen Fall – näm-
lich Österreich – herauszugreifen.  

 

2.2. Österreich: ein Fall sui generis  ? 

Rechtspopulismus wird in Österreich in erster Linie mit der Freiheitlichen Partei 
Österreichs (FPÖ) in Verbindung gebracht. Diese wurde oft aufgrund ihres Erbes 
als neofaschistisch oder neonazistisch bezeichnet. Sie entspricht aber nach der 
hier vorgenommenen Definition seit Ende der 1980er Jahre einer rechtspopulisti-
schen Partei. Sie blickt auf eine lange Tradition zurück und wurde nicht neu ge-
gründet, sondern ging 1956 als Nachfolgepartei des Verbandes der Unabhängi-
gen (VdU), einem Sammelbecken für ehemalige NSDAP Mitglieder, Heimatvertrie-
bener und Kriegsheimkehrer hervor. Das unterscheidet sie von den meisten an-
deren rechtspopulistischen Parteien Westeuropas.60 Sie ist also keine neue Partei, 
sondern eigentlich eine „Altpartei“. Die FPÖ galt vor allem von Mitte der 1980er 
Jahre bis zur Nationalratswahl 1999, bei der sie 26,9 % erzielte, als die erfolg-
reichste rechtspopulistische Partei Westeuropas und nahm für viele eine Vorbild-
funktion ein. Die Gründe für den Durchbruch der FPÖ und ihre Erfolgsgeschichte 
bis 1999 sind eng mit den kulturellen und politischen Rahmenbedingungen ver-
bunden, die Österreich nach 1945 prägten, und auch mit ihrer Führungsperson 
Dr. Jörg Haider. Das bedeutet, dass “der Aufstieg der FPÖ nicht losgelöst von den 
Strukturen des Parteienwettbewerbs in Österreich erklärt werden kann.“61  

Während es in der Zwischenkriegszeit große Differenzen zwischen den einzelnen 
Lagern und Parteien gegeben hatte, so orientierte man sich nach 1945 am Kon-
sensprinzip. Denn man zielte auf eine hohe Stabilität ab. Die Lagerstrukturen 
glichen dabei aber immer noch jenen der Zwischenkriegszeit. Die Österreichische 
Volkspartei (ÖVP) vertrat das katholisch-konservative Lager, die Sozialistische 
Partei Österreichs (SPÖ) das sozialistische Lager und das deutschnationale Lager 
(„Drittes Lager“) wurde zunächst vom VdU und ab 1956 von der FPÖ vertreten. 
Dieses war lange Zeit in sich zerstritten, da liberale und deutschnationale Hal-
tungen aufeinandertrafen. Deshalb spricht man für diese Periode von einem 
„Zweieinhalb-Parteiensystem“.  

Nach 1945 hatte sich eine neue politische Kultur in Österreich herausgebildet, 
was Beteiligungen für sprachliche, politische und religiöse Minderheiten bedeu-
tete, und die Entscheidungen durch Konsens herbeiführen wollte. Denn man 
wollte radikale Auseinandersetzungen zwischen den Lagern wie in der 1. Repub-
lik vermeiden. Diese „Konkordanzdemokratie“ zeichnete sich durch Proporz und 
den Verbändestaat aus. Auch die „Sozialpartnerschaft“ war ein Ergebnis dieses 
neuen Verständnisses. Die proportionale Aufteilung meint etwa die Aufteilung 
																																																													
59 Geden (2009), 92. 
60 vgl. Pelinka (2002b), 281. 
61 Müller (2002), 157. 
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öffentlicher Ämter und Posten unter den beiden größten Parteien ÖVP und SPÖ. 
Diese rekrutierten nicht nur politisches Personal, sondern auch jenes für Schulen, 
Banken, Versicherungen oder diverse staatsnahe Betriebe. Dies führte dazu, dass 
sich die Bindung zu einem der politischen Lager verstärkte und somit auch zu 
einer hohen Loyalität und Parteienbindung entlang der zentralen Konfliktlinien. 
Pelinka meint, dass sich die Parteienstaatlichkeit der 2. Republik durch eine hohe 
Konzentration des Parteiensystems, eine hohe Organisationsdichte und eine Rek-
rutierungsfunktion der Parteien auszeichnete, die unterschiedliche gesellschaftli-
che Subsysteme erfasste.62 Es gelang durch die Konkordanzdemokratie, „trotz 
tiefer gesellschaftlicher Fragmentierung eine sozialpolitische Stabilität mit öko-
nomischer Prosperität aufzubauen, wobei die Lenkungsverantwortung in den 
Händen der politischen Eliten lag.“63  

Seit den 1980er Jahren sind auch in Österreich Umbrüche zu beobachten, die 
nicht nur auf einen Abbau der Lagermentalität zurückzuführen sind, sondern 
auch andere Veränderungen (Privatisierungen64 und allgemeine politische, ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Veränderungen, die europaweit beobachtet 
werden können). Müller nennt das Ende der Vollbeschäftigung, ökonomische 
„Adaptierungsschocks“ und die Immigration als Gründe für das Aufkommen neu-
er Konfliktlinien in Österreich.65 Die Erosionsprozesse führten zu einer Auflösung 
der traditionellen politischen und religiösen Bindungen. Deshalb verfielen auch 
die Lagerstrukturen und die Nachfrage nach neuen Parteien begann anzusteigen. 
Es lässt sich in dieser Zeit auch eine erhöhte Politikverdrossenheit und –
entfremdung feststellen. Die WählerInnen zeigten sich zunehmend unzufrieden 
mit den politischen Strukturen und der „ewigen Koalition“ und wandten sich mehr 
und mehr von den etablierten Parteien ÖVP und SPÖ ab. Diverse Skandale und 
Korruptionsvorwürfe beflügelten diese Ablehnung.  

Frölich-Steffen fasst diese Entwicklung wie folgt zusammen: „Die über fast vier 
Jahrzehnte unveränderten politischen Lager hatten sich zunehmend destabili-
siert, die BürgerInnen waren von der großen Koalition ermüdet und von einer 
Reihe politischer Skandale entsetzt.“66 Gerade diese Rahmenbedingungen mach-
ten es für Jörg Haider, der 1986 Parteiobmann der FPÖ wurde, möglich, die Partei 
neu zu positionieren. Mit dem Antritt Haiders wird auch der Beginn der Entwick-
lung der FPÖ zu einer rechtspopulistischen Partei gleichgesetzt. Mit einer Anti-
Establishment Politik prangerte er die Vormachtstellung der beiden Großparteien 
SPÖ und ÖVP an und versuchte, jene WählerInnen zu mobilisieren, die mit den 
gängigen Strukturen unzufrieden waren. „Jörg Haider trat fortan als ‚rechtspopu-
listischer Störer eines Burgfriedens der Etablierten‘, als ‚Stachel im Fleisch der 
Konsensdemokratie‘ auf und veränderte damit vor allem in den 1990er Jahren 

																																																													
62 vgl. Pelinka (2003), 623. 
63 Oberlechner (2005), 192. 
64 vgl. Pelinka/Rosenberger (2007), 66. 
65 vgl. Müller (2002), 162-163. 
66 Frölich-Steffen (2004), 282. 
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das politische Klima nachhaltig.“67 Haider gelang es, die FPÖ als Bewegung dar-
zustellen, die sich vom gängigen Politikbetrieb distanzierte. Er betonte immer 
wieder, dass die Politik die Verbindung zum Volk verloren hätte und die politi-
sche Elite nur auf ihren eigenen Machterhalt abziele. Frölich-Steffen schreibt 
rechtspopulistischen Parteien gerade in Konkordanzdemokratien großes Potential 
zu, da sie ihrer Meinung nach als Herausforderer von rechts in diesen Systemen 
besonders erfolgreich sein können.68 Während aber auch in den Niederlanden 
oder der Schweiz konkordanzdemokratische Elemente zu verorten sind, so meint 
Tálos, dass Österreich das korporatistische System mit der höchsten Zentralisie-
rung von allen entwickelten Demokratien hätte.69 Der Durchbruch der FPÖ ist 
also in dieser Phase vor allem auf die Anti-Establishment-Positionierung zurück-
zuführen. Auch Kitschelt hat die FPÖ in dieser Phase als Beispiel für eine populis-
tische Antisystempartei bezeichnet, die eine starke Oppositionspolitik gegen die 
der Großparteien betreibt und die fehlende Kontrolle dieses Duos anprangert.70  

Die Wählerschaft war in dieser Phase noch keineswegs ausschließlich in der Ar-
beiterklasse zu verorten, sondern vorwiegend in einer bürgerlichen Mittelschicht. 
Das ist vielfach auf die liberalen Positionierungen der Partei zurückzuführen. Vor 
allem der ökonomische Liberalismus war es, der Ende der 1980er Jahre von vie-
len WählerInnen als Grund angegeben wurde, die FPÖ zu wählen. Das Einwande-
rungsthema stand zu dieser Zeit noch nicht im Vordergrund.71 Jörg Haider 
schärfte das Profil der FPÖ aber weiter und begann ab 1989, auch die Immigrati-
onspolitik für sich zu entdecken und rief nach einer neuen Gangart. „Zu bewähr-
ten systemkritischen Themen wie Opposition zum Großparteienproporz und zur 
Sozialpartnerschaft kamen vor allem die Ausländerpolitik, Kriminalität und EU-
Kritik hinzu.“72 Das Zuwanderungsthema war in dieser Zeit zu einem der, wenn 
nicht dem zentralen Thema der FPÖ geworden. Dabei betont die Partei bis heute, 
dass Multikulturalismus deshalb nicht erwünscht ist, weil es dadurch zu Konflik-
ten zwischen den unterschiedlichen Kulturen kommt. „Fremde Kulturen“ würden 
eine Bedrohung für die österreichische Nation und das österreichische Volk dar-
stellen und auch die steigende Kriminalitätsrate sei auf ausländische Mitbürger 
zurückzuführen („Wien darf nicht Chicago werden.“) Zeitgleich sind die Abwen-
dung der Partei vom Deutschnationalismus und die Hinwendung zum Österreich-
patriotismus festzustellen.73 Damit wollte man sich vom nationalsozialistischen 
Gedankengut entfernen und Verbindungen zu diesen Kreisen kappen und die 
Konstruktion des österreichischen Volkes, einer genuin österreichischen Identität 
verstärken. Heinisch merkt an, dass es sich bei dieser neuen Identitätspolitik 
„somit nicht einfach um eine Neubelebung althergebrachter Nationalismen“ han-
																																																													
67 Hartleb (2011), 266. 
68 vgl. Frölich-Steffen (2006), 144. 
69 vgl. Tálos (1985) in Heinisch (2008a), 69. 
70 vgl. Kitschelt (1995), 160. 
71 vgl. Kitschelt/McGann (2005), 151. 
72 Luther (2006b), 20. 
73 vgl. Heinisch (2004), 251. 
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delt, „sondern um die Erhaltung von Eigenheiten und Ansprüchen, die vermeint-
lich identitätsstiftend sind.“74 Die österreichische Identitätsbildung fußt dabei auf 
schwierigen Rahmenbedingungen. Erst im Laufe der Zweiten Republik bildete 
sich ein Nationalbewusstsein heraus. Das ist vor allem auch auf die politischen 
und wirtschaftlichen Erfolge nach 1945 zurückzuführen. Während aber seit den 
1990er Jahren diverse Umbrüche an der österreichischen Identität rüttelten (wie 
etwa der EU-Beitritt), so gelang der FPÖ der Schwenk in Richtung der Betonung 
nationaler Werte. Das vermittelte „den WählerInnen ein Gefühl von Sicherheit in 
Zeiten internationaler Veränderungen.“75 Während Hartleb meint, dass sich die 
FPÖ durch einen identitären Rechtspopulismus von anderen rechtspopulistischen 
Parteien Westeuropas unterscheidet76, wird hier argumentiert, dass dieser auch 
in anderen Ländern beobachtet werden kann. Deshalb erscheint eine Einordnung 
Österreichs als Sonderfall aufgrund dieses Kriteriums übertrieben. Während die 
FPÖ also von Jörg Haider zu anfangs als Anti-Establishment Partei positioniert 
wurde und mit diesem Programm erhebliche Zuwüchse verzeichnen konnte, ist 
sie seit Ende der 1980er Jahre als rechtspopulistische Partei par excellence anzu-
sehen. Denn sie erweiterte ihre Themen um die Anti-Immigrationspolitik (und 
damit auch einer wohlfahrtschauvinistischen Haltung und Law-and-Order Politik) 
und Antieuropäisierungs- und Antiglobalisierungseinstellungen.  

Eine weitere auffällige Gemeinsamkeit der FPÖ mit anderen westeuropäischen 
rechtspopulistischen Parteien ist die Existenz einer charismatischen Führungsfi-
gur. Eine solche kann zentral für den elektoralen Durchbruch sein; so auch in 
Österreich.77 Neben Jörg Haider sind hier etwa Jean-Marie Le Pen und seine 
Tochter Marine Le Pen, oder aber auch Pim Fortuyn in den Niederlanden zu nen-
nen.  

Die FPÖ ist zwar eine Traditionspartei, was sie von anderen rechtspopulistischen 
Parteien in Westeuropa zum Teil unterscheidet, hat sich aber seit 1986 zur Anti-
systempartei78 und ab Ende der 1980er Jahre zu einer echten rechtspopulisti-
schen Partei transformiert. Wie auch in anderen westeuropäischen Ländern liegen 
die Gründe für das Aufkommen der FPÖ in gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Veränderungen. Man kann der FPÖ lediglich insofern einen gewis-
sen Sonderstatus einräumen, als das ausgeprägte Konkordanzsystem in Öster-
reich das Aufkommen einer rechtspopulistischen Partei geradezu herausforderte. 
 

																																																													
74 vgl. Heinisch (2004), 256. 
75 Frölich-Steffen (2004), 287. 
76 vgl. Hartleb (2011), 281. 
77 vgl. Decker (2006), 17. 
78 Kitschelt (1995). 
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3.  Die Konjunkturen des Rechtspopulismus in Öster-
reich79 

Das komplexe Wechselspiel zwischen den Faktoren auf der Nachfrageseite und 
jenen auf der Angebotsseite - in Anlehnung an Cas Muddes Operationalisie-
rung80 - können Erfolg und Niederlage einer rechtspopulistischen Partei erklären. 

Nachfrageseitige Erklärungsansätze auf der Makro-Ebene widmen sich der Frage, 
was denn den Nährboden, auf dem rechtspopulistische Parteien gedeihen kön-
nen, bildet. Die Mikroebene beschäftigt sich mit der Frage, weshalb rechtspopu-
listische Parteien gewählt werden, was die Motive der Wählerschaft sind. Es geht 
dabei beispielsweise darum, ob diese Parteien aufgrund ihres Programms ge-
wählt werden (weil sie eine glaubwürdige und seriöse Alternative zu den etablier-
ten Parteien darstellen), oder aus reinem Protest.  

Neben der Nachfrageseite wird auch die sogenannte Angebotsseite in die Analyse 
miteinbezogen. Diese umfasst zum einen die Partei selbst (Ideologie, Organisati-
on und Leadership), zum anderen aber auch äußere (externe) Faktoren – also 
institutionelle und politische Gelegenheitsstrukturen, die sich aus dem politi-
schen System, aber auch dem Verhalten der anderen politischen Parteien erge-
ben. 

  
3.1. Ursprung und Anfänge der FPÖ (Phase I – 1949 bis 1986)  

Die FPÖ ging im Jahr 1956 aus dem Verband der Unabhängigen hervor, der 1949 
gegründet worden war. Er diente vor allem als Sammelbecken für ehemalige 
NSDAP-Mitglieder, Rechtsradikale und Deutschnationalisten81, wurde aber auch 
von zurückgekehrten Kriegsveteranen unterstützt und wollte einen Gegenpol zu 
ÖVP und SPÖ bilden.82 Die Partei konnte bei den Nationalratswahlen von 1949 
11,7 % der Stimmen für sich gewinnen. Interne Differenzen und das Abwerben 
der Wählerklientel von SPÖ und ÖVP führten aber zu einer Auflösung des VdU. 
Die Freiheitliche Partei Österreichs ist als Erbe des Verbandes der Unabhängigen 
zu verstehen. Sie steht also in der Tradition des deutschnationalen Lagers und 
stellte sich noch stärker als eine Partei der „Ehemaligen“ dar.83 Bis in die 1980er 
Jahre kann noch nicht von einer „echten“ rechtspopulistischen Partei gesprochen 

																																																													
79 Die Analyse der Konjunkturen des Rechtspopulismus wird sich in erster Linie auf die FPÖ beziehen, 
da diese, obwohl sie eine Altpartei ist, die zentrale rechtspopulistische Partei in Österreich darstellt, 
die für viele andere eine Vorbildfunktion einnahm. Auf andere rechtspopulistische Phänomene in 
Österreich, wie etwa das BZÖ oder zu einem gewissen Grad auch das Team Stronach soll dann einge-
gangen werden, wenn deren Aufkommen und Auftreten zentral für den Erfolg bzw. die Stagnations-
phasen der FPÖ waren und diese beeinflussten. 
80 vgl. Mudde (2007). 
81 vgl. Klein/Arzheimer (1999), 7. 
82 vgl. Ignazi (2003), 110. 
83 vgl. Frölich-Steffen (2004), 285. 
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werden. Die FPÖ war eine deutschnationale Partei, die organisatorisch schwach 
und intern fragmentiert war. Sie mobilisierte zu dieser Zeit bei jenen, welche 
pandeutschen Gefühlen positiv gegenüberstanden und eine eigene österreichi-
sche Identität und Nation ablehnten. Nicht nur anhand eines Blickes auf die Mit-
glieder bzw. ersten Vorsitzenden Anton Reinthaller und Friedrich Peter (ehemali-
ge SS-Offiziere) werden die Verbindungen zur nationalsozialistischen Vergan-
genheit offensichtlich. Auch in ideologischer Hinsicht vermochte sich die FPÖ in 
dieser Anfangsphase nicht von den Geistern der Vergangenheit zu lösen. In den 
ersten Jahrzehnten nach der Gründung der FPÖ kann man am ehesten von einer 
Phase der Marginalisierung84 sprechen. Dafür gibt es unterschiedliche Erklä-
rungsansätze. Das deutschnationale Lager war im Gegensatz zu ÖVP und SPÖ, 
die sehr stark organisiert waren, eine „Außenseiterpartei“85. Für eine solche gab 
es in einer Zeit der Hyperstabilität und der politischen Kultur der Konkordanz-
demokratie in den Nachkriegsjahrzehnten kaum Nachfrage: „Politische Entschei-
dungen wurden ausschließlich und in grundsätzlicher Übereinstimmung von den 
politischen Eliten der traditionellen Lager kontrolliert – ihren Parteien und der mit 
diesen verflochtenen Wirtschaftsverbänden. Das bedeutete ein grundsätzliches 
Defizit an Opposition und den Ausschluss aller dritten Kräfte vom eigentlichen 
Entscheidungsprozess.“86  

Die Muster der Konkordanzdemokratie waren in dieser Zeit noch sehr stark aus-
geprägt und ließen kaum Raum für die Etablierung neuer politischer Kräfte. Zu-
dem waren die Lagerbindungen äußerst stark, da es ÖVP und SPÖ gelang, in alle 
gesellschaftlichen Bereiche vorzudringen. Pelinka nennt in Hinblick auf die Par-
teienstaatlichkeit nicht nur die Rekrutierungsfunktion der beiden größten Partei-
en, sondern auch die hohe Konzentration und Organisationsdichte. So wählten 
etwa 1975 „93 von 100 Wähler(innen) bei einer Wahlbeteiligung von signifikant 
über 90 % eine der beiden Großparteien.“87 Außerdem verhinderte der Ausschluss 
der NSDAP-Mitglieder aus dem politischen Prozess (1945-1949), dass der VdU 
bzw. die FPÖ von Anfang an einen Gegenpol zu SPÖ und ÖVP bilden konnte und 
somit, wie Pelinka meint, „auf die Strukturen der politischen Kultur der Nach-
kriegszeit“ kaum Einfluss ausüben konnten.88 Die große Koalition galt als institu-
tionalisiert und „klientelistische Netzwerke […] brachten eine exorbitant hohe 
Zahl von Parteimitgliedern und ein hohes Niveau von Parteienidentifikation her-
vor.“89  

Trotz der hohen Stabilität der Konkordanzdemokratie spricht Luther ab Mitte der 
1960er Jahre von einer Phase der Normalisierung der FPÖ.90 Stabile Wahlergeb-

																																																													
84 vgl. Hainsworth (2008), 29. 
85 Frölich-Steffen (2006), 149. 
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nisse und die Rekrutierung neuer Mitglieder führten dazu, dass die FPÖ 1970/71 
als unterstützende Kraft einer SPÖ-Minderheitsregierung angerufen wurde. Das 
zeigt auch, dass das Verhalten der anderen Parteien sich wandelte und die Partei 
sich aus der Isolationsposition bewegen konnte. Trotz ihrer Funktion als potenti-
elle Scharnierpartei war die FPÖ zuvor jahrelang von den etablierten Parteien 
ausgegrenzt worden und blieb lange eine Pariapartei. Dies ist auf ihre ideologi-
sche Ausrichtung zurückzuführen und die Verbindungen zur nationalsozialisti-
schen Vergangenheit. Zudem war die FPÖ zu dieser Zeit intern noch sehr zer-
splittert und es standen sich ein radikal-nationalistischer und ein wirtschaftslibe-
raler Flügel gegenüber.91 In ideologischer Hinsicht schien für die FPÖ offenkun-
dig geworden zu sein, dass man sich von der extremen Rechten distanzieren 
musste, um von den anderen Parteien langfristig akzeptiert zu werden und auch 
in Hinblick auf die WählerInnenmaximierung erfolgreicher zu sein.92 In der spä-
ten Ära Friedrich Peters ab 1970 wurde versucht, die Traditionslinie zum Natio-
nalsozialismus aufzuweichen.93  

Die späten 1970er Jahre bis 1986 sieht Luther als Beginn der Phase der Akzep-
tanz der FPÖ. Zu dieser Zeit setzte sich dieser liberale Flügel der Partei unter dem 
neuen Vorsitzenden Norbert Steger mehr und mehr durch.94 Auffällig ist, dass zu 
dieser Zeit erstmals versucht wurde, den deutschnationalen Flügel zurückzu-
drängen.95 Dennoch konstatieren viele Kritiker, dass die Liberalisierung der Partei 
eher eine „machtpolitisch motivierte Tarnung gewesen“96 ist. Die organisatori-
schen Defizite und internen Differenzen bestanden weiter und wurden durch die 
Einbindung der FPÖ in die Regierung im Jahr 1983 sogar noch verstärkt.97 Die 
FPÖ konnte sich gegenüber der SPÖ kaum durchsetzen und Zustände, die in der 
Opposition vehement kritisiert wurden, mussten geduldet werden.98 Auch die 
Tatsache, dass unter Steger im Jahr 1983 das schlechteste Wahlergebnis seit 
Gründung der FPÖ eingefahren wurde, machte dem Vorsitzenden innerparteilich 
erheblich zu schaffen und resultierte in einer innerparteilichen Rebellion. Vor 
allem die deutschnationalen Gruppierungen lehnten die Neuausrichtung der Par-
tei ab, was 1986 in der Kampfabstimmung in Innsbruck zu einer Rückkehr dieser 
Kräfte unter dem neuen Parteiobmann Jörg Haider führte und sehr bald auch zu 
Neuwahlen in Österreich. 

In dieser Phase I (1949 bis 1986) war also kaum Nährboden für die Etablierung 
der FPÖ vorhanden. Das ist nicht nur auf die Hyperstabilität des österreichischen 
Parteiensystems, sondern auch die Lagerbindung und die hohe Organisations-

																																																													
91 vgl. Bauer (2014), 62. 
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95 vgl. Frölich-Steffen (2004), 285. 
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dichte der beiden Großparteien zurückzuführen. Zudem können auf der internen 
Angebotsseite erhebliche Defizite ausgemacht werden, sowohl in Hinblick auf 
den schwachen Organisationsgrad, als auch die interne Fragmentierung und im-
mer wechselnde Führungspersönlichkeiten. Letzteren gelang es nicht, die Partei 
auf eine einheitliche Strategie auszurichten. Auch in ideologischer Hinsicht sind 
Defizite zu verorten. Die FPÖ konnte die Verbindungen zur nationalsozialisti-
schen Vergangenheit lange Zeit nicht in den Hintergrund drängen. Zudem muss-
te ein wirtschaftsliberaler Flügel gegen einen deutschnationalen Flügel ankämp-
fen. Hinzu kam, dass die FPÖ in ihrer Anfangszeit von den anderen politischen 
Parteien ignoriert wurde und isoliert war, die externen Gelegenheitsstrukturen 
einen Aufstieg der Partei zu dieser Zeit also ebenfalls (noch) nicht zuließen.  

 
3.2. Aufstieg und Erfolg der FPÖ unter Haider (Phase II  – 1986 
bis 1999) 

Die Übernahme der FPÖ durch Jörg Haider 1986 markiert den Beginn der Trans-
formation der Partei zur erfolgreichsten rechtspopulistischen Partei Westeuropas. 
Während sie unter Norbert Steger im Jahr 1983 das schlechteste Wahlergebnis 
von knapp 5 % eingefahren hatte, gelang Haider schon 1986 bei den National-
ratswahlen im Herbst eine Verdoppelung der Stimmen. In dieser ersten „Rebelli-
onsphase“99 wurde der Fokus vor allem auf den Protest gegen die große Koalition 
und die Ablehnung der Konkordanzdemokratie und des Proporzes gelegt. Willi-
ams meint, dass die WählerInnen die FPÖ nicht als dritte Option neben den Groß-
parteien verstanden, sondern als zweite Option. Denn die Großparteien reprä-
sentierten die Regierung und die WählerInnen hatten den Eindruck, dass die 
ideologischen Positionen dieser Parteien mehr und mehr verwässerten.100 Haider 
gelang es, sich durch eine populistische Strategie volksnahe zu geben und sich 
selbst und die FPÖ abseits der korrupten „Altparteien“, wie er SPÖ und ÖVP 
nannte, zu positionieren. Dies ist insofern interessant, als die FPÖ selbst eine 
traditionsreiche Partei ist und nicht erst von Haider gegründet wurde. Dennoch 
konzentrierte er sich darauf, das korrupte System anzuprangern und kritisierte 
die Arbeitslosigkeit, die Verschwendung von Steuergeld, Korruption und politi-
sche Patronage.101 Mit dieser neuen Anti-Establishment-Strategie traf Haider den 
Geist der Zeit. Denn aufgrund der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Transformationen seit den 1980er Jahren schien die Phase der Hyperstabi-
lität des österreichischen Modells nach und nach zu einem Ende zu kommen. Die 
große Koalition und die Konkordanzdemokratie waren aufgrund diverser politi-
scher Skandale und Korruptionsvorwürfe in Verruf geraten.  

																																																													
99 Heinisch (2008), 34. 
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101 vgl. Riedlsperger (1998), 29. 
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In den ersten Jahren unter dem neuen Parteiobmann stand also vor allem die 
Systemkritik im Vordergrund, während man sich gegenüber dem europäischen 
Einigungsprozess noch positiv äußerte und auch Fragen der Immigration (noch) 
kaum thematisiert wurden. „Trotz einer bereits vorhandenen Opposition gegen-
über Zuwanderung und ethnischen Minderheiten sowie trotz der historischen 
Affinität mit deutschnationalem Gedankengut, dominierte bei den Freiheitlichen 
somit zunächst die Systemkritik.“102 Haider versuchte sich als Mann des Volkes 
und die FPÖ als neue Bewegung darzustellen, die gegen die Elite antritt. Diese 
Strategie ging mit einer Erfolgsserie bei den darauffolgenden Wahlen einher. 
Zwischen 1987 und 1989 gewann die FPÖ bei sämtlichen Landtagswahlen hinzu. 
In Kärnten, das sich zur regionalen Hochburg für Jörg Haider entwickelte, wurde 
die Partei 1989 bereits zweitstärkste Kraft und Haider zum Landeshauptmann 
gewählt. Doch nicht nur die Unzufriedenheit mit dem starren österreichischen 
System bot einen Nährboden für den Rechtspopulismus.  

Gesellschaftliche Individualisierungsprozesse und ein Übergang zu neuen, soge-
nannten postmaterialistischen Wertorientierungen verlangten nach neuen Ansät-
zen und Lösungen. Antworten darauf konnten die etablierten Parteien nicht ge-
ben. Und gerade auch deshalb, weil die FPÖ zuvor vom politischen Wettbewerb 
nahezu ausgeschlossen war, gelang es ihr nun, aus der „Not des Ausschlusses 
eine Tugend zu machen“103 und sich als Alternative zu positionieren. Die Auflö-
sung der Lagermentalitäten, veränderte WählerInnenwünsche und eine Entfrem-
dung von den etablierten Parteien begünstigen den Aufstieg der FPÖ noch zu-
sätzlich. Die Abschwächung der Wählerloyalitäten lässt sich in Österreich vor 
allem in den 1970er und 1980er Jahren beobachten, als die traditionellen Partei-
bindungen zunehmend verfielen. Privilegien, Patronage und politische Skandale 
wurden nun immer mehr auch in den Medien thematisiert.104 Der Zerfallsprozess 
betraf vor allem die Traditionsparteien, mit denen sich in den späten 1960er Jah-
ren immerhin noch drei Viertel der Wahlberechtigen identifiziert hatten.105  

Alles in allem scheinen es in Österreich vor allem systemkontextabhängige Fak-
toren gewesen zu sein, die den Aufstieg der FPÖ in dieser Phase geebnet haben. 
Auch Betz meint, dass es vor allem diese Negativerfahrungen mit der Konkor-
danzdemokratie waren, welche den Erfolg der FPÖ bedingten.106 Das bestätigt 
die Annahme, dass die Gründe für den elektoralen Durchbruch bzw. den Aufstieg 
rechtspopulistischer Parteien je nach Land teilweise unterschiedlich sind. Sie sind 
nicht (nur) auf makrostrukturelle Transformationen wie etwa Postindustrialisie-
rung oder Globalisierung zurückzuführen. 

In dieser Phase von 1986 bis 1990 unterscheidet sich nicht nur das programma-
tische Angebot der FPÖ von jenem, das sie in den  Jahren danach verfolgte, son-
																																																													
102 Heinisch (2012), 372. 
103 Pelinka (2002a), 4. 
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dern auch die Wählerschaft weist andere Merkmale auf als Ende der 1990er Jahre. 
Sie speist sich vorwiegend aus ehemaligen ÖVP-WählerInnen und dem was Hei-
nisch als „Antisystem-Protest der Mittelklasse“107 bezeichnet. Klein und Arzhei-
mer meinen, in Haiders Anfangszeit „gelang es der FPÖ über ihre Kernklientel der 
‚New Radical Right‘ hinaus, Teile der leistungsorientierten, hochgebildeten neuen 
Mittelschichten anzuziehen, die insbesondere an der neoliberalen Programmatik 
der FPÖ und deren Kampf gegen das österreichische Patronagesystem Gefallen 
fanden.“108 

Mit Beginn der 1990er Jahre wurde die Agenda der FPÖ um weitere zentrale ex-
klusive Muster in Hinblick auf die Immigrationspolitik, bzw. die Einwanderung im 
Allgemeinen erweitert. Die neoliberale Agenda rückte dabei in den Hintergrund. 
Hierbei kam der Partei zugute, dass ihre Organisation sehr flexibel war. Mit einer 
„sozialpopulistischen“109 Wende versuchte Haider die FPÖ und deren Angebot an 
die neuen nachfrageseitigen Entwicklungen, wie den Fall des Eisernen Vorhangs  
und damit verbundene neue Ängste, aber auch Globalisierung und Europäisie-
rung anzupassen. Xenophobische Einstellungen waren in der österreichischen 
Bevölkerung sehr ausgeprägt. So meint auch Ignazi, dass das “Level der Xeno-
phobie im Jahr 1990 in Österreich europaweit am höchsten war: 77 Prozent der 
Österreicher stimmten mit der Aussage überein, dass ‚Einheimische zuerst Jobs 
erhalten sollten.‘“110 Die Debatte um kriminelle Ausländer und Sozialschmarot-
zer, wie von der FPÖ vermittelt, mündete im Jahr 1993 in das Volksbegehren 
„Österreich zuerst“. Daraufhin spaltete sich der liberale Flügel der Partei unter 
der Führung von Heide Schmidt ab und das „Liberale Forum“ wurde gegründet. 
Diese Spaltung war für die FPÖ jedoch keineswegs schädlich, wie die Wahlergeb-
nisse der Landtagswahlen 1993 und 1994 zeigten. Bei der Nationalratswahl 1994 
erhöhte sich der Stimmenanteil der FPÖ sogar auf 22,5 %.111 Während sich die 
FPÖ also von 1986 bis 1990 vorrangig als Protestpartei gab und gegen das Es-
tablishment auftrat (Anti-Establishment) versucht sie seit den 1990er Jahren vor 
allem durch ausländerfeindliche und „inländerfreundliche“ Töne zu punkten, er-
weitert um eine Anti-Europäisierungseinstellung, durch die die nationale Identi-
tät zusätzlich geschützt werden soll. „Bei der Nationalratswahl von 1995 und 
1999 in Österreich gab die Hälfte der FPÖ-Wähler die Anti-Immigrationspolitik 
der Partei als Grund für ihre Wahl an.“ 112 Diese Neuausrichtung bzw. diese Er-
weiterung des exklusiven Nativismus steht in engem Zusammenhang mit der 
Transformation der FPÖ weg vom Deutschnationalismus hin zu einem ausge-
prägten Österreichpatriotismus. 
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Die FPÖ griff also mit einer veränderten Identitätspolitik die Ängste und Verunsi-
cherungen der Bevölkerung auf. Auch Frölich-Steffen schreibt dieser Wende ei-
nen großen Stellenwert zu. Sie meint, dass die Transformation der FPÖ seit den 
späten 1980er Jahren zeigt, „dass rechtspopulistische Parteien vor allem dort 
erfolgreich sind, wo es ihnen gelingt, latente Globalisierungsängste zu kanalisie-
ren und diese mit der Frage der nationalen Identität und Souveränität zu ver-
knüpfen.“113 Mit dieser Erweiterung der freiheitlichen Agenda wandelte sich auch 
die Wählerschaft der FPÖ mehr und mehr und die Partei erreichte vor allem Wäh-
lerInnen aus der Arbeiterklasse.”114 So konnte die FPÖ in den 1990er Jahren vor 
allem jene WählerInnen anziehen, die zuvor die SPÖ unterstützt hatten, und sie 
wurde bei der Nationalratswahl von 1999 zur der Arbeiterpartei schlechthin. Der 
Anteil der WählerInnen aus der Arbeiterschicht hatte sich von 4% im Jahr 1979 
auf 47 % im Jahr 1999 erhöht.115  

In einer 5-Länder-Analyse fragt Oesch nach den Motiven der Arbeiterschaft für 
die Wahl rechtspopulistischer Parteien. Für Österreich ist das zentrale Motiv der 
„kulturelle Protektionismus“, während ökonomische Determinanten eher zweit-
rangig sind.116 Diese Beobachtung deckt sich mit den Thesen von Ignazi und 
Bornschier: Der elektorale Durchbruch rechtspopulistischer Parteien ist vor allem 
auf das Hervortreten dieser neuen nicht-materiellen Konfliktlinie zurückzufüh-
ren.117 Es gelang der FPÖ in den 1990er Jahren demnach mithilfe einer Erweite-
rung der Abgrenzungsmuster des exklusiven Nativismus und der Betonung des 
Österreichpatriotismus, neue WählerInnen zu gewinnen und die Unterstützung 
für die Partei deutlich zu erhöhen. Laut Bornschier spielt hierbei die Konstruktion 
einer gemeinsamen, kollektiven Identität eine wesentliche Rolle, um WählerInnen 
langfristig an sich zu binden.118 Haider gelang es, eben diese Identitätskonstruk-
tion aufrechtzuerhalten und somit die Bindung der WählerInnen an die Partei zu 
verstärken. Die FPÖ gab sich im Sinne der populistischen Basiserzählung und der 
„wir“ gegen „sie“ – Abgrenzungen als volksnahe und gab vor, die österreichische 
Identität gegen etwaige Einflüsse von außen schützen zu wollen.119 Die Erfolgs-
serie der FPÖ führte bei der Nationalratswahl von 1999 dazu, dass sie den zwei-
ten Platz erreichte und sich somit europaweit zur stärksten rechtspopulistischen 
Kraft entwickelte.  

Den Aufstieg der FPÖ nach 1986 aber nur mithilfe nachfrageseitiger Faktoren 
und dem ideologischen Angebot der Partei zu erklären, würde zu kurz greifen. 
So sind auch die Determinanten der internen und externen Angebotsseite zentral 
für die Erfolgsgeschichte der FPÖ zwischen 1986 und 1999. Die FPÖ war in den 
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Jahren zuvor mit internen Fragmentierungen und ideologischen Grabenkämpfen 
konfrontiert gewesen. Doch begann mit der Übernahme der FPÖ durch Jörg Hai-
der eine Phase der Stabilität. Diese ist aber auch darauf zurückzuführen, dass er 
die FPÖ zu einer „Führerpartei“120 umbaute und sich kritischer Stimmen entledig-
te. Die Parteiorganisation wurde auf den Parteiobmann zugeschnitten und 
zentralisiert. Es wurden jene Kräfte ausgeschlossen, die für die Partei zu internen 
Problemen führen konnten, bzw. Haider entgegenstanden. Zudem professionali-
sierte sich die Partei und die Mitgliederzahl stieg an. Dies muss aber insofern 
relativiert werden, als auch unter Haider interne Streitigkeiten weiter fortbestan-
den.121 Nicht nur in Hinblick auf die interne Leadership erwies sich Jörg Haider 
als äußerst geschickt, sondern auch nach außen hin. Er galt aufgrund seines 
Charismas, seiner rhetorischen Fähigkeiten und seiner Anpassungsfähigkeit als 
einer der erfolgreichsten Parteiführer und nahm für viele andere rechtspopulisti-
sche Parteien eine Vorbildfunktion ein. Die Annahme, dass der Aufstieg der FPÖ 
eng mit der Führungspersönlichkeit des Jörg Haider verbunden ist, wird auch von 
Bornschier geteilt, der ergänzend meint, dass die „pluralistische Organisation 
durch einen hierarchischeren Aufbau ergänzt wurde.“122 Haider gelang es die 
politische Kultur in Österreich durch Tabubrüche und die Angriffe auf das politi-
sche System und die Parteien nachhaltig zu beeinflussen und zu transformieren. 
Seine populistische Agitation und rhetorischen Simplifizierungen ergänzten die 
rechtspopulistische Agenda und waren erheblich am Aufstieg der FPÖ beteiligt. 
Die zahlreichen Tabubrüche verstärkten das Image der FPÖ als Protestbewe-
gung.123 Die geringe Organisationsdichte, durch welche sich die FPÖ auszeichne-
te, begünstigte zudem die „populistische Beweglichkeit“124 der Partei, was ihr in 
Hinblick auf diverse programmatische Neuorientierungen bzw. Transformationen 
zugute kam. Während interne Konflikte und Führungsprobleme der FPÖ seit ihrer 
Gründung Probleme bereitet hatten, gelang es Haider nach 1986, diese innerpar-
teilichen Differenzen zurückzudrängen, was aber auch auf die erfolgreichen 
Wahlergebnisse der Partei ab dieser Zeit zurückzuführen ist.  

Auch die externen Gelegenheitsstrukturen auf der Angebotsseite müssen in Hin-
blick auf den Aufstieg der FPÖ berücksichtigt werden. Auffallend ist aber in Hin-
blick auf die Dezentralisierung, dass sich das Bundesland Kärnten mit der Land-
tagswahl von 1989 zur freiheitlichen Hochburg entwickelte. Ein kausaler Zusam-
menhang zwischen den darauffolgenden Stimmenzuwächsen auf Bundesebene 
kann daraus nicht gefolgert werden. Zudem scheint auch das Wahlsystem kaum 
Aufschluss über die Gründe für den elektoralen Durchbruch der FPÖ zu geben. 
Vielmehr ist das Verhalten der etablierten Parteien SPÖ und ÖVP gegenüber der 
FPÖ auf der externen Angebotsseite als weiterer Faktor für den Erfolg der FPÖ 
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anzusehen. Den etablierten Parteien gelang es nicht, passende Antworten zu 
geben bzw. Lösungen anzubieten - sie vernachlässigten die veränderten Rah-
menbedingungen, die sich aus den ökonomischen, gesellschaftlichen und politi-
schen Transformationen ergeben hatten und boten somit Raum für die glaub-
würdige Positionierung neuer Parteien.  

 
3.3. Regierungsbeteiligung und Stagnation (Phase III – 2000 bis 
2005) 

Die Stagnationsphase der FPÖ, die sich mit dem Wahlergebnis von 1999 (26,91 
%) zum „Vorzeigekind“125 der rechtspopulistischen Parteienfamilie entwickelt hat, 
fällt in die Zeit der Beteiligung an der österreichischen Bundesregierung ab dem 
Februar 2000. Diese „Selbstzerstörung“126 ist insofern interessant, als sie auf ein 
Jahrzehnt des Aufstiegs folgte. Ausschlaggebend ist für diese Phase vor allem die 
interne Angebotsseite.“127 Organisation und Struktur der Partei als Bewegung, die 
sich an der charismatischen Führungsfigur des Jörg Haider orientierte, machten 
es für die Partei schwierig, in Regierungsverantwortung dieselben Forderungen 
zu stellen und sich weiterhin als Anti-Bewegung zu positionieren. „Signifikante 
strukturelle Schwächen, die rechtspopulistische Parteien normalerweise aufwei-
sen, stellen ein fast unüberwindbares Problem dar, das einen langfristigen Erfolg 
in Regierungsverantwortung äußerst fragwürdig machen.“128 Die FPÖ konnte Ma-
ximalforderungen, die sie als Oppositionspartei noch gestellt hatte, nicht umset-
zen. Das ist auch auf ihre Rolle als Juniorpartner und die Dominanz der regie-
rungserfahrenen ÖVP zurückzuführen. Somit ergab sich von vorneherein eine 
schwache Verhandlungsposition für die FPÖ. Auch ihre Positionierung als Anti-
Partei erschwerte es der FPÖ, in Regierungsverantwortung den geeigneten Kurs 
zu finden. Diese Haltung konnte in der Regierung nicht mehr aufrechterhalten 
werden, da die FPÖ nun selbst eine „Systempartei“ geworden war. Die Abgren-
zung im Sinne des „wir da unten“ und „die da oben“ war unmöglich geworden, 
was alsbald zu einer Glaubwürdigkeitskrise führte. „Vielen Wählern wurde vor 
Augen geführt, wie schwierig es für eine Regierungspartei im Gegensatz zur Op-
positionsbewegung ist, die heterogenen Interessen der Bevölkerung einerseits 
sowie den herrschenden Sachzwängen andererseits Genüge zu tun.“129 Vor allem 
jene WählerInnen, welche sich klare Lösungen von der FPÖ erwartet hatten, wa-
ren von der Partei enttäuscht. Bornschier erklärt dies wie folgt: “Wenn rechtspo-
pulistische Parteien ihre Vorhaben in Regierungsverantwortung nicht umsetzen 
können, wird es schwieriger, die Wähler davon zu überzeugen, dass sie sich 
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wirklich von anderen Parteien unterscheiden.“130 Beispielsweise hatte die FPÖ in 
der Zeit als Juniorpartner eine Reihe von Kürzungsreformen mitgetragen, “die 
ihre Kernwählerschaft traf und zu Rissen in der Partei und zur Ablehnung der 
Pläne des Koalitionspartners führte.“131 Eine rechtspopulistische Partei in Regie-
rungsverantwortung muss sich also entweder gegen die WählerInnen oder gegen 
den Regierungspartner stellen, denn ihre Forderungen werden nur schwer um-
setzbar sein.132  

Befeuert wurden diese Probleme von einem Personalmangel und einer hohen 
Fluktuationsrate der Minister. Diese organisatorischen Mängel auf der internen 
Angebotsseite sind ein wesentlicher Grund für den mäßigen Auftritt der FPÖ als 
Regierungspartei. So meint auch Geden, dass es der FPÖ nicht gelang, „die deut-
lich erweiterten Anforderungen an Parteiorganisation und politisches Personal zu 
bewältigen.“133 Auch die Frage nach der Parteiführung löste erhebliche Konflikte 
innerhalb der FPÖ aus. Jörg Haider hatte kein Regierungsamt inne, versuchte 
aber dennoch die Geschicke der Partei auf Bundesebene zu lenken. Das führte zu 
einem Zerwürfnis mit dem Flügel unter Vizekanzlerin und FPÖ-Parteiobfrau 
Susanne Riess-Passer, die eine eher pragmatische Strategie verfolgte. Mit den 
Neuwahlen von 2002 wurde das Ausmaß der Beschädigung der FPÖ offenkundig, 
das sich bereits bei den Landtagswahlen in der Steiermark (-4,8 %), im Burgen-
land (-2,0 %) und in Wien (-7,7 %) abgezeichnet hatte.134 Vor allem die ÖVP pro-
fitierte von dieser Entwicklung und konnte 15 Prozent hinzugewinnen. Die FPÖ 
musste sich mit einem Absturz auf 10 % begnügen, also einem Minus von 16,9 %. 
Auffallend am WählerInnenprofil war, dass die FPÖ weiterhin eine Arbeiterpartei 
blieb.135 Sie konnte demnach, obwohl sie WählerInnenstimmen verloren hatte, 
„ihren Charakter als Arbeiterpartei auch in der Phase des elektoralen Absturzes 
bewahren.“136 Trotz des katastrophalen Wahlergebnisses wurde die FPÖ erneut in 
eine Koalition mit der ÖVP eingebunden. Die internen Zerwürfnisse und die zahl-
reichen organisatorischen Probleme der Partei konnten damit aber nicht über-
wunden werden.  

Der Niedergang der Partei wurde von desaströsen Ergebnissen bei den Land-
tagswahlen begleitet. Allein in Kärnten blieb die FPÖ stimmenstärkste Partei, was 
aber vor allem auf die Figur des Jörg Haider zurückzuführen war, dem es gelang 
sich selbst von der negativen Leistung der FPÖ auf Bundesebene zu distanzieren 
und „die Oppositionsstimmung gegen die Bundesregierung für sich zu nut-

																																																													
130 Bornschier (2010), 36. 
131 Afonso (2015), 288. 
132 Afonso (2015), 281. 
133 Geden (2007), 17. 
134 vgl. Picker et al. (2004), 267. 
135 vgl. auch Aichholzer et al. (2014), 118. 
136 Pelinka (2005), 94. 
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zen.“137 Für die Bundesebene erwies sich seine Positionierung aber weiterhin als 
Hürde, die „Leadership-Krise“138 bestand weiter fort. Die internen Spannungen 
resultierten 2005 letztendlich in der Spaltung der FPÖ und der Gründung des 
Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ) unter Jörg Haider. Dieses war bis zur National-
ratswahl von 2006 an der Regierung beteiligt139, dennoch aber auf die Unterstüt-
zung von Resten der FPÖ angewiesen.140 Das BZÖ kann als Fortführung der frei-
heitlichen Agenda verstanden werden. Allein die Tatsache, dass eine solche Ab-
spaltung für notwendig erachtet wurde, zeigt das „strukturelle grundsätzliche 
Dilemma, in dem die FPÖ seit 2000“ war, auf.141 Das BZÖ stand aber trotz der 
Verbindung zu Jörg Haider seit 2006 im Schatten der FPÖ und konnte sich  - mit 
Ausnahme der Landesebene (Kärnten) - nicht etablieren. Dies ist auch darauf 
zurückzuführen, dass das BZÖ in der Regierung so schwach war, dass die ÖVP 
die Möglichkeit hatte, praktisch alleine zu regieren, während die FPÖ sich wieder 
den „vote-seeking strategies“ widmen konnte.142  

Der Niedergang der FPÖ in dieser Phase III ist vorrangig auf die interne Ange-
botsseite zurückzuführen. Nicht nur auf der inhaltlichen Ebene misslang der FPÖ 
der Übergang von der Opposition in die Regierung. Auch die Parteiorganisation, 
die sich zu Zeiten des Aufstiegs aufgrund ihrer Flexibilität und alleinigen Aus-
richtung auf die charismatische  Führungsfigur Jörg Haider als Vorteil erwiesen 
hatte, stellte sich nun als Hürde für die Regierungsbeteiligung heraus. Fehlendes 
Personal und interne Differenzen zwischen der Basis und der Regierungspartei 
konnten zu keiner Zeit überwunden werden.  

 
3.4. Das Wiedererstarken der FPÖ in der Opposition (Phase IV – 
ab 2006) 

Mit dem Wechsel von der Regierung in die Opposition schien die FPÖ erneut in 
der Lage zu sein, ihre alte Stärke wiederzuerlangen und ein beträchtliches Wäh-
lerpotential zu mobilisieren. Während es dem BZÖ vor allem nach dem Tod Jörg 
Haiders im Herbst 2008 nicht gelang, sich zu etablieren, konnte die FPÖ unter 
dem neuen Parteiobmann Heinz-Christian Strache bereits bei der Nationalrats-
wahl von 2006 (11,03 %) und vor allem bei der Nationalratswahl von 2008 (17,54 
%) erhebliche Stimmenzuwächse verbuchen. Allgemein ist dabei festzustellen, 
dass der Nährboden sich nicht wesentlich geändert hatte. Ein beträchtlicher Teil 
der österreichischen WählerInnenschaft schien weiterhin offen für die rechtspo-

																																																													
137 Picker et al. (2004), 269. 
138 vgl. Heinisch (2003), 124. 
139 Dabei war die elektorale Legitimität aber keinesfalls gegeben und auch die programmatische Ori-
entierung blieb fragwürdig. (vgl. Heinisch 2008b, 51) 
140 vgl. Bauer (2014), 64. 
141 Pelinka (2005), 102. 
142 vgl. Fallend (2010), 21. 
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pulistische Agenda zu sein.143 Während das BZÖ versuchte, sich vor allem nach 
dem Tod Jörg Haiders als wirtschaftsliberale Partei zu positionieren und an die 
FPÖ der frühen 1980er Jahre anzuknüpfen, kann man bei der FPÖ eine Fortfüh-
rung des ausländerfeindlichen, sozialpopulistischen, „inländerfreundlichen“ und 
europakritischen Kurses feststellen. Damit bedient die Partei vorwiegend die kul-
turelle Konfliktlinie und verteidigt den Österreichpatriotismus weiter. Die FPÖ 
versuchte also wieder an jene Strategie anzuknüpfen, welche Haider in der Op-
position vor 2000 verfolgt hatte.144 Sie steht damit, anders als das BZÖ, viel mehr 
in der Tradition der rechtspopulistischen FPÖ der 1990er Jahre.  

Strache gelang es ab 2005, die FPÖ wieder als Anti-Establishment Partei zu posi-
tionieren, die auf der Seite des kleinen Mannes gegen die politische Elite antritt 
und die österreichische Identität gegen Einflüsse von außen zu verteidigen sucht. 
Geden spricht außerdem von einer „kompromisslosen Oppositionspolitik.“145 Da 
außerdem niemand in die Regierungsgeschäfte um Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel eingebunden war, gelang es der FPÖ abermals, sich gegenüber der poli-
tischen Elite abzugrenzen und die Glaubwürdigkeit der FPÖ als populistische 
Kraft zurückzugewinnen.146 Im Wahlkampf der Freiheitlichen von 2006 standen 
die Ablehnung des Türkei-Beitritts, europaskeptische Töne und ein ausländer-
feindlicher Kurs im Vordergrund. Die FPÖ konnte bei der Nationalratswahl 2006 
trotz der Zerwürfnisse und der Abspaltung Haiders 11,03 % erringen, das BZÖ 
lediglich 4,1 %. Es folgte eine Neuauflage der Großen Koalition von ÖVP und SPÖ, 
die als stärkste Partei hervorging.  

In Hinblick auf leadership und Organisation fällt zu dieser Zeit vor allem der eher 
autoritäre Führungsstil des Heinz-Christian Strache auf. Nichtsdestotrotz schien 
es ihm zu gelingen, der Partei neues Leben einzuhauchen.147 Mit Straches Antre-
ten ist auch eine Radikalisierung der FPÖ festzustellen. Das spiegelte sich vor 
allem in seiner Rhetorik, aber auch diversen Tabubrüchen und Verbindungen der 
Partei zum deutschnationalen Lager wider. Gerade dieser aggressive Stil wurde 
für einige Jahre fortgesetzt und schien in dieser Zeit notwendig gewesen zu sein, 
um die Partei wiederzubeleben, so Williams.148 In jedem Fall scheint es, als be-
deutete Strache nach beginnenden Erosionsprozessen und den Turbulenzen um 
die FPÖ ab 2005 wieder verstärkte Kontinuität für die Partei. Das erleichterte eine 
konsistente strategische Ausrichtung, die sich an den Kernthemen Antiimmigra-
tion, Euroskeptizismus und Anti-Establishment-Politik orientiert. Die Wähler-
schaft der FPÖ bestand weiterhin vorwiegend aus Arbeitern und Männern unter 
30 Jahren besteht. Zudem merken Bauer, Lackinger und Linsinger an, dass vor 
allem ProtestwählerInnen nach 2006 einen wesentlichen Anteil der Wählerklientel 
																																																													
143 vgl. Heinisch (2008b), 42. 
144 vgl. Karlhofer (2012), 48. 
145 Geden (2009), 101. 
146 vgl. ebd. 
147 vgl. Williams (2013), 80. 
148 Williams (2013), 80. 
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der FPÖ ausmachten.149 Es schien der FPÖ zu gelingen, jene WählerInnen erneut 
von sich zu überzeugen, die sich, als sie Regierungsverantwortung übernommen 
hatte, von ihr abgewandt hatten. 

Ein Zeichen für das stete Wiedererstarken der Partei waren die fast durchwegs 
positiven Ergebnisse bei der Nationalratswahl 2008 und den Landtagswahlen 
zwischen 2008 und 2015. Bei der – aufgrund von anhaltenden Konflikten zwi-
schen den Regierungsparteien SPÖ und ÖVP - vorgezogenen Nationalratswahl im 
Jahr 2008 konnte die FPÖ auf 17,5 % zulegen. In Hinblick auf das Wahlprogramm 
besetzte die FPÖ erneut ihre Kernthemen Immigration und Euroskeptizismus. 
Heinisch meint zudem, dass auch die (steigende) Popularität des Heinz-Christian 
Strache selbst ein wichtiger Faktor bei dieser Wahl war – mehr noch als es im Jahr 
2006 der Fall gewesen sei.150 Bei der Landtagswahl 2009 in Kärnten konnte zwar 
das BZÖ 44,9 % der Stimmen erreichen, trat aber in ein Kooperationsabkommen 
mit der Bundes-FPÖ ein und existierte bis zur Wiedervereinigung mit der FPÖ im 
Juni 2013 als Freiheitliche Partei Kärntens (FPK) weiter. Im Jahr 2013 musste 
Strache einige elektorale Rückschläge in den Ländern hinnehmen und fiel auch in 
den Umfragewerten auf Bundesebene zurück. In dieser kurzen Phase von einer 
Stagnation zu sprechen, wäre aber übertrieben. Dennoch scheint die FPÖ in die-
ser Zeit mit internen Problemen konfrontiert gewesen zu sein. Dem Parteiob-
mann wurde etwa „mangelnde Durchsetzungsfähigkeit“151 attestiert. Riedl meint 
außerdem, dass die FPÖ unter Strache zu dieser Zeit verunsichert gewesen sei, da 
sie keinerlei Erfahrung darin gehabt hätte, „mit Rückschlägen umzugehen.“152 
Zudem machten es diverse Korruptionsskandale für Strache schwer, sich weiter-
hin als Alternative zu den „Altparteien“ zu präsentieren.  

Eine weitere Herausforderung für die FPÖ war das Auftreten einer neuen Partei im 
Vorfeld der Nationalratswahlen von 2013. Das Team Stronach (TS) erweiterte das 
Parteienspektrum um eine weitere Anti-Establishment-Partei, die sich gegen das 
System der österreichischen Konkordanzdemokratie richtete, und deren Ziel es 
war, eben dieses System aufzubrechen. Das TS konnte – zumindest kurzzeitig - 
beträchtliches WählerInnenpotential von der FPÖ abziehen. Es präsentierte sich, 
ebenso wie die FPÖ, als Alternative zu den etablierten und „korrupten“ Parteien 
und verfolgte ebenso eine populistische Anti-Establishment und europaskepti-
sche Haltung. Doch anders als die FPÖ positionierte sich das TS nicht als Anti-
Immigrationspartei. Bauer, Lackinger und Linsinger stellen fest, dass es dem TS 
zu dieser Zeit in der Tat gelang, das Monopol der FPÖ aufzubrechen. Denn davor 
war sie die einzige Partei gewesen, die gegen das Establishment aufgetreten 
war.153 Bei der Nationalratswahl 2013 blieb das TS aber hinter den allgemeinen 

																																																													
149 vgl. Bauer et al. (2013), 19. 
150 Heinisch (2013), 58 
151 ebd. 
152 http://www.zeit.de/2013/13/FPOE-Heinz-Christian-Strache/seite-2. 
153 ebd. 
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Erwartungen zurück und konnte lediglich 5,73 % erringen. Die FPÖ erzielte 20,51 
%. Das BZÖ verlor alle Sitze im Parlament, der Parteivorsitzende Josef Bucher 
kündigte unverzüglich seinen Rücktritt an. Die FPÖ konnte bei der Nationalrats-
wahl 2013 ihren Aufstieg auf Bundesebene zwar weiter fortsetzen, aber nicht im 
erhofften Maße. Sie hatte im Wahlkampf das Thema Immigration zwar nach au-
ßen hin nicht zu ihrem Hauptthema gemacht, die meisten WählerInnen gaben ihr 
aber eben wegen ihrer Haltung in Immigrationsfragen ihre Stimme.154  

Bei den Landtagswahlen in der Steiermark im Jahr 2015 feierte die FPÖ Triumphe 
und konnte ihren Stimmenanteil verdreifachen, im Burgenland verdoppelte sie 
ihren Anteil. Auch bei diesen beiden Wahlen nannten die Hälfte der WählerInnen, 
die der FPÖ ihre Stimme gegeben hatten, Asylpolitik und Integration als Grund.155 
Somit konnte die FPÖ erstmals „einstige Rekorde aus der Haider-Ära in den 
neunziger Jahren übertreffen“, so Baumann.156 In der Tat erinnert das Wiederer-
starken der FPÖ an die Zeiten unter Jörg Haider. Auch Williams vergleicht den 
derzeitigen Aufstieg mit der Zeit unter Haider vor 1999: “Die FPÖ scheint zu den 
aufwieglerischen Mobilisierungsstrategien zurückgekehrt zu sein, die sie auch 
vor ihrem Höhepunkt 1999 vorwärtsgebracht haben.“157  

Erfolgreich ist die FPÖ derzeit, weil sie seit Jahren das Thema Immigration be-
setzt. Migration, Asylwesen und der wirtschaftliche Krebsgang seien, laut 
Baumann, für die WählerInnen derzeit die entscheidenden Themen, bei denen die 
FPÖ zwar keine Lösungen anbiete, die Kritik aber am schärfsten formulieren 
würde und ohnehin vorhandene Ängste schüre.158 Baumel sieht den Grund für 
den Aufstieg der FPÖ aber auch darin begründet, dass es der SPÖ nicht gelinge, 
ihre traditionelle Wählerschaft zu überzeugen.159 Aktuell befindet sich die FPÖ in 
einem Umfragenhoch. 31 % würden auf Bundesebene die FPÖ wählen.160 Hille-
brand sieht den Grund für den erneuten Aufstieg auch in der Verfasstheit der 
repräsentativen Demokratie. Er meint, dass die europäischen Demokratien heute 
„nicht mehr das gewünschte Maß an Teilhabe und Repräsentativität“ bieten wür-
den.161 Ähnlich wie in den 1990er Jahren scheinen die etablierten Parteien auch 
derzeit ratlos in Hinblick auf mögliche Gegenstrategien zu sein. Vor einer Einbin-
dung in Regierungsverantwortung schrecken sowohl SPÖ als auch ÖVP noch zu-
rück – mit Ausnahme der burgenländischen SPÖ, die nach den Landtagswahlen 

																																																													
154 vgl. Dolezal/Zeglovits (2014), 648. 
155 vgl. http://www.sueddeutsche.de/politik/wahlerfolg-der-fpoe-wie-sich-oesterreich-an-rechte-
parolen-gewoehnt-hat-1.2502166. 
156 http://www.nzz.ch/international/deutschland-und-oesterreich/man-kann-uns-nicht-mehr-
stoppen-1.18553360. 
157 Williams (2013), 82. 
158 vgl. http://www.nzz.ch/international/deutschland-und-oesterreich/man-kann-uns-nicht-mehr-
stoppen-1.18553360. 
159 vgl. Baumel (2014), 3. 
160 vgl. http://derstandard.at/2000021116280/Umfrage-Strache-in-der-Kanzlerfrage-vorne. 
161 Hildebrand (2015), 8. 
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2015 eine Koalition mit der FPÖ bildete. Und während Kahlweit davor warnt, die 
Rezepte der Rechtspopulisten zu kopieren162, sieht Riedl das Versagen bei den 
etablierten Parteien, die „seit Jahrzehnten im Wesentlichen nichts anderes tun, als 
ihre Pfründe zu verteidigen.“163 Auch Geden meint, dass etablierte Parteien die 
Forderungen von Rechtspopulisten nicht kurzfristig übernehmen sollten. Gegen-
maßnahmen müssen darauf abzielen, „das populistische Authentizitätsverspre-
chen dauerhaft unglaubwürdig zu machen.“164 Der derzeitige Aufstieg gründet – 
wie auch schon unter Jörg Haider in den 1990er Jahren – in einer Mischung aus 
verschiedenen Gegebenheiten auf der Nachfrage- und Angebotsseite. Das Wie-
dererstarken der FPÖ in den vergangenen Jahren hat gezeigt, dass die FPÖ trotz 
ihrer konjunkturellen Entwicklung eine festen Platz im österreichischen Parteien-
system gefunden hat: “Die FPÖ wird weiterhin einen festen Platz im Parteiensys-
tem haben – das zeigt die Rückkehr der FPÖ unter Heinz-Christian Strache – eine 
Rückkehr, die viele Beobachter kaum für möglich gehalten hatten und große 
Ähnlichkeit mit dem Stil und dem Inhalt der FPÖ unter Haider in den 1990er Jah-
ren aufweist.“165 

 

																																																													
162 vgl. http://www.sueddeutsche.de/politik/wahlerfolg-der-fpoe-wie-sich-oesterreich-an-rechte-
parolen-gewoehnt-hat-1.2502166. 
163 http://www.zeit.de/2015/15/rechtspopulismus-oesterreich-fpoe 
164 Geden (2009), 94. 
165 Heinisch (2013), 75. 
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4.  Ansteckungseffekt? 

Abschließend soll auf den sogenannten „contagion effect“166 eingegangen wer-
den. Dabei wird danach gefragt, ob etablierte Parteien sich von Ideologie und 
Programm rechtspopulistischer Parteien anstecken lassen.  

In der Phase des Aufstiegs der FPÖ in den 1990er Jahren (Phase II) kann ein sol-
cher Ansteckungseffekt beobachtet werden. SPÖ und ÖVP schlugen im Bereich 
der Immigrationspolitik schärfere Töne an, um der FPÖ den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Auch Williams ortet einen solchen ideologischen Schwenk nach 
rechts: „Was die ideologische Ausrichtung betrifft, begannen sich die Parteien in 
den 1990er Jahren offenkundig im Tandem nach rechts zu bewegen“, so etwa bei 
der Immigrationspolitik, denn die FPÖ war es, die bei diesem Thema erfolgreich 
mobilisieren konnte.167 Wineroither bestätigt diese Beobachtung und meint, 
„dass die FPÖ in den 1990er Jahren als Oppositionspartei Einfluss auf Regie-
rungspolitik und auch auf den politischen Kurs nehmen konnte.“168 Scharsach 
und Kuch beobachten bei den Regierungsparteien zu dieser Zeit eine rechtspo-
pulistische Rhetorik und ausländerfeindliche Forderungen.169 Die Verabschiedung 
schärferer Maßnahmen im Bereich der Immigrationspolitik führte aber nicht zu 
einer Entzauberung der Rechtspopulisten, sondern zu einem weiteren Aufstieg 
der FPÖ. Die „Wähler fassten die Regierungspolitik als Bestätigung des FPÖ-
Kurses auf.“170 Das kann darauf zurückgeführt werden, dass Jörg Haider betonte, 
dass es die FPÖ war, die diese Maßnahmen gefordert hatte und die etablierten 
Parteien diese nur abgekupfert und kopiert hätten.  

Auch in Phase III (ab 2000) kann ein solcher Effekt in Form einer weiteren Straf-
fung der Immigrationspolitik unter der schwarz-blauen Koalition beobachtet 
werden.171 Interessant ist dabei aber, dass es oftmals nicht die FPÖ, sondern die 
ÖVP war, die diese neuen restriktiven Initiativen vorantrieb und sich zunehmend 
nach rechts bewegte.172 Frölich-Steffen meint, dass die FPÖ als Koalitionspartner 
über das Agenda-Setting hinaus im Bereich der Immigrationspolitik auch gestal-
terisch tätig sein konnte. Das mündete „im Oktober 2003 u.a. in eine weitere 
Asylgesetz-Novelle.“173 Dadurch hat sich die FPÖ von einer Pariapartei zum Po-
licy-Maker entwickelt.174 Auffallend ist laut Abedi, dass sich die konservativen 
etablierten Parteien mehr und mehr nach rechts bewegt haben und im Sinne des 

																																																													
166 Van Spanje (2010). 
167 Williams (2013), 73. 
168 Wineroither (2009), 285. 
169 vgl. Scharsach/Kuch (2000), 105. 
170 vgl. ebd. 
171 vgl. Pallaver/Gärtner (2006), 117. 
172 vgl. Luther (2003), 151. 
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174 Minkenberg (2013), 5. 
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Machterhalts, rechtspopulistische Parteien als Koalitionspartner akzeptiert ha-
ben.175  

Was den Ansteckungseffekt in Phase IV (ab 2006) betrifft, braucht es noch mehr 
wissenschaftliche Untersuchungen. Mudde geht aber so weit zu sagen, dass die 
meisten Themen der Rechtspopulisten bereits von den etablierten Parteien auf-
gegriffen und in mehr oder weniger moderater Form in deren Programme aufge-
nommen wurden.176 Auch Minkenberg bestätigt diese Entwicklung und meint, 
„dass der politische Diskurs und die Politik sich nach rechts bewegt haben.“177 
Unklar ist, inwiefern diese Entwicklung zu einer Schwächung oder Stärkung des 
Rechtspopulismus beiträgt. Arzheimer und Carter aber meinen, dass „der 
Schwenk einer Mainstream-Partei hin zu einer rechtspopulistischen Partei letzte-
re eher legitimiert, als die Nachfrage für deren Politik zu unterdrücken.“178 Die 
Einbeziehung rechtspopulistischer Parteien hat zu einer Legitimation ihrer Positi-
onen geführt, nicht zu einer Entzauberung, was nach Minkenberg zwar auch in 
einer Zähmung derselben resultierte, gleichzeitig aber zu einer Straffung der 
Immigrationspolitik führte.179 Rechtspopulistische Parteien sind von der „Pariah-
Partei“ zum „Policy-Maker“ geworden, da die etablierten Parteien sie zunehmend 
als Regierungspartner akzeptieren und sich auch in ideologischer Hinsicht an 
deren Programme angenähert haben.180 Auch Baumann ortet einen Ansteckungs-
effekt in Österreich: „Die etablierten Parteien sowie die von ihnen getragenen 
Regierungen reagieren auf die Stimmengewinne rechtspopulistischer Parteien in 
der Regel durch teilweise Übernahme inhaltlicher Positionen, insbesondere in den 
Bereichen ‚Einwanderung‘ und ‚Innere Sicherheit.‘“181  

An der rot-blauen Koalition im Burgenland wird sich in den kommenden Jahren 
ablesen lassen, ob und wenn ja, in welcher Art und Weise die SPÖ programmati-
sche Schwerpunkte der FPÖ übernommen haben wird. Ein erstes Indiz für einen 
solchen „Ansteckungseffekt“ gibt es bereits: „Dass in der Regierungsvereinba-
rung zwischen SPÖ und FPÖ im Burgenland ausdrücklich solche Heime [Asylan-
tenheime] abgelehnt werden, trägt die Handschrift der FPÖ.“182 
 

																																																													
175 vgl. Abedi (2002), 570. 
176 vgl. Mudde (2007), 248. 
177 vgl. Minkenberg (2013), 21. 
178 Arzheimer/Carter (2006), 440. 
179 Minkenberg (2013), 5. 
180 Minkenberg (2013), 5. 
181http://www.nzz.ch/international/deutschland-und-oesterreich/man-kann-uns-nicht-mehr-
stoppen-1.18553360. 
182 http://www.zeit.de/2015/24/spoe-fpoe-koalition-burgenland-oesterreich. 
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Fazit 

Nach dem zweiten Weltkrieg waren die liberalen Demokratien Westeuropas in 
sozialer und politischer Hinsicht für einige Jahrzehnte sehr stabil. Mit vielseitigen 
gesellschaftlichen Veränderungen, einer steigenden Politikverdrossenheit, an-
wachsendem Misstrauen gegenüber den politischen Institutionen und einer 
wachsenden politischen Entfremdung zwischen Politik und WählerInnen wurde 
eine Lücke für neue politische Angebote geschaffen. In Europa bildeten sich vor 
allem die grüne und die rechte Parteienfamilie heraus, die als „extreme Rechte“, 
„rechtspopulistisch“ oder „rechtsextrem“ in die wissenschaftliche Literatur ein-
ging. Diese bildet seit nunmehr etwa 30 Jahren einen festen Bestandteil der 
westeuropäischen Parteiensysteme und scheint sich dauerhaft etabliert zu haben. 
Österreich bildet in diesem Zusammenhang einen interessanten Fall, denn die 
FPÖ hat sich von einer Randpartei zur zweitstärksten Kraft Ende der 1990er Jahre 
entwickelt, die Regierungsverantwortung übernehmen konnte. Sie wurde damit 
zur erfolgreichsten Partei der extremen Rechten in der EU.183 Obwohl der Eintritt 
in die Regierung auch die Phase der Stagnation markiert, führte letztere nicht zu 
einer dauerhaften Entzauberung des Rechtspopulismus in Österreich, sondern zu 
einem Wiedererstarken in der Opposition.  

Es zeigte sich, dass beim Rechtspopulismus der Populismus mit einer Ideologie 
der Rechten unterfüttert wird, die wandelbar ist und sich vor allem durch vertika-
le und horizontale Abgrenzungsmuster eines exklusiven, also eines ausgrenzen-
den Nativismus auszeichnet. Letzterer ist nach der vorliegenden Definition allen 
rechtspopulistischen Parteien gemein. Darauf basieren auch die zentralen The-
men der Rechtspopulisten, nämlich eine Abgrenzung vom Establishment, eine 
restriktive Immigrations- und Asylpolitik und eine Ablehnung der Europäischen 
Integration. Etwaige andere Themen werden besetzt, um WählerInnenstimmen zu 
gewinnen und die Konstruktion des exklusiven Nativismus zu verstärken. Ein 
Versuch der Abgrenzung des Rechtspopulismus vom Rechtsextremismus resul-
tierte in der These, dass rechtspopulistische Parteien unterschiedliche Extremis-
musgrade aufweisen können. Rechtspopulismus ist also nicht an sich verfas-
sungsfeindlich und antidemokratisch, aber mit dem Grad und der Intensität des 
exklusiven Nativismus kann  er rechtsextremistische Züge annehmen.  

In Kapitel 2 wurde ein Blick auf das Phänomen des Rechtspopulismus in Westeu-
ropa geworfen und erörtert, ob Österreich einen Fall sui generis darstellt. Dabei 
hat sich herausgestellt, dass der Rechtspopulismus nicht mehr nur eine politi-
sche Randerscheinung darstellt, sondern sich in den meisten westeuropäischen 
Demokratien normalisiert hat. Die FPÖ in Österreich ist in vielerlei Hinsicht der 
Idealtypus einer rechtspopulistischen Partei, auch wenn sie eigentlich eine „Alt-
																																																													
183 vgl. Jesse/Thieme (2011b). 
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partei“ ist, sich aber ab Ende der 1980er Jahre zu einer „echten“ rechtspopulisti-
schen Partei entwickelt hat. Aauch wenn es in Österreich Entwicklungen gab, die 
das Aufkommen einer rechtspopulistischen Partei stärker begünstigten als in 
anderen Ländern, so sind Ideologie, Organisation und Auftreten der FPÖ wie auch 
die allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Umbrüche mit jenen 
ihrer rechtspopulistischen Nachbarparteien in anderen europäischen Ländern 
vergleichbar. Österreich kann also nach der vorliegenden Analyse nicht als Son-
derfall bezeichnet werden.  

Kapitel 3 ging der Frage nach, wie die Konjunkturen des Rechtspopulismus in 
Österreich erklärt werden können. In der ersten Phase von ihrer Gründung bis 
1986 gelang es der FPÖ nicht, sich zu etablieren. Das ist nicht nur auf die Hyper-
stabilität des österreichischen Parteiensystems zurückzuführen, sondern auch 
auf die ausgeprägte Lagerbindung und die hohe Organisationsdichte der etab-
lierten Parteien. Zudem sind in dieser Phase auf der internen Angebotsseite er-
hebliche Defizite zu verorten, wie etwa ein schwacher Organisationsgrad, immer 
wechselnde Führungspersönlichkeiten und personelle und inhaltliche Fragmen-
tierung. Die Phase des Aufstiegs ab 1986 lässt sich anhand der systemischen 
Faktoren erklären, die Raum für die Etablierung einer neuen Protestpartei ließen. 
Unzufriedenheit mit den etablierten Parteien und zahlreiche gesellschaftliche 
Umbrüche führten dazu, dass sich die WählerInnen nicht mehr repräsentiert fühl-
ten, da die Transformationen von den Parteien nicht genügend verarbeitet wur-
den. Die FPÖ konnte diesen Nährboden nutzen und zuerst als Protestpartei und 
ab 1990 als echte rechtspopulistische Partei, welche die zentralen Positionierun-
gen (Anti-Establishment, Anti-Immigration und Anti-Europäisierung und Anti-
Globalisierung) bediente, WählerInnenstimmen maximieren. Zentral für den Auf-
stieg der FPÖ waren aber auch ihre organisatorische Flexibilität und die charis-
matische Führungspersönlichkeit Jörg Haider. Er trat als Mann des Volkes auf und 
richtete die Parteiorganisation auf sich aus. Somit kehrte mehr Stabilität in der 
FPÖ ein, als es zuvor der Fall gewesen war.  

Mit dem Übergang von der Opposition in die Regierung im Jahr 2000 begann die 
Phase der Stagnation der FPÖ. Nicht nur auf inhaltlicher Ebene gelang der bishe-
rigen Oppositionspartei FPÖ aufgrund ihrer rechtspopulistischen Verfasstheit und 
der Anti-Establishment-Haltung der Übergang in die Regierung nicht. Auch die 
Parteiorganisation, die sich zu Zeiten des Aufstiegs aufgrund ihrer Flexibilität als 
Vorteil herausgestellt hatte, stellte sich nun als Hürde dar. Fehlendes bzw. un-
vorbereitetes Personal und interne Zerwürfnisse konnten zu keiner Zeit über-
wunden werden. Zentral für diesen Niedergang der FPÖ sind aber auch andere 
Faktoren. So war die FPÖ zwischen 1986 und 2000 eine Pariapartei, was es ihr 
leicht gemacht hatte, gegen das Establishment zu mobilisieren und keine Real-
politik betreiben zu müssen.  
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Mit dem Wiedererstarken des Rechtspopulismus in Österreich scheint die These 
von einer langfristigen Entzauberung rechtspopulistischer Parteien durch eine 
Regierungsbeteiligung widerlegt zu sein. Es gelang der Partei nach 2005, als sie 
sich wieder in Opposition befand, erneut ihre zentralen Themen zu besetzen und 
WählerInnenstimmen zu gewinnen. Die FPÖ scheint inhaltlich an jene Strategie 
anzuknüpfen, die Haider vor 2000 in der Phase des Aufstiegs verfolgt hatte. 
Auch in Hinblick auf die Führungsperson kehrte erneut Stabilität ein. Heinz-
Christian Strache gelang es, die FPÖ ab 2005 wieder als Anti-Establishment Par-
tei zu positionieren, die auf der Seite des kleinen Mannes gegen die politische 
Elite antritt und die österreichische Identität gegen Einflüsse von außen zu ver-
teidigen sucht. Doch auch die Gelegenheitsstrukturen auf der Makro-Ebene der 
Nachfrageseite (also die allgemeinen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
politischen Entwicklungen) sind derzeit dafür günstig. Immerhin ist es die FPÖ, 
die das Thema Immigration seit Jahren bespielt und sich nun als – in ihrer Strate-
gie – bestätigt darstellt. Diese Genese der FPÖ in den vergangenen Jahren hat 
gezeigt, dass sie trotz ihrer konjunkturellen Entwicklung ein fester Bestandteil 
des österreichischen Parteiensystems ist.  

In Kapitel 4 wurde auch auf den sogenannten „Ansteckungseffekt“ eingegangen. 
Dabei kann festgestellt werden, dass sich ein solcher bereits in den 1990er Jah-
ren in der Immigrationspolitik beobachten lässt. Auch in Phase III ist dieser Effekt 
geblieben, wobei es hier vor allem auch die ÖVP war, die restriktivere Maßnah-
men in der Immigrations- und Asylpolitik einführte. Es gelang der FPÖ sowohl als 
Oppositionspartei als auch als Regierungspartei Einfluss auf das agenda-setting 
und die ideologische Positionierung der Parteien zu nehmen. Was den Anste-
ckungseffekt in Phase IV betrifft, werden die Erfahrungen abzuwarten sein. Mud-
de geht aber so weit, zu sagen, dass die meisten Themen der Rechtspopulisten 
bereits von den etablierten Parteien aufgegriffen und in mehr oder weniger mo-
derater Form in deren Programme aufgenommen wurden.184  
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